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Norm

AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 83
AsylG 2005 8§34
AsylG 2005 88

1. AsylG 2005 § 10 heute
AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 3 heute

AsylG 2005 § 3 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8 3 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2013
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AsylG 2005 & 34 heute

AsylG 2005 8 34 giltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 34 glltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 8§ 34 giltig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 34 gliltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 & 34 gultig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 & 34 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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1. AsylG 2005 § 8 heute
2. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 63/2025
3. AsylG 2005 § 8 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
4. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
5. AsylG 2005 § 8 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
6. AsylG 2005 & 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
7. AsylG 2005 & 8 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
8. AsylG 2005 & 8 gliltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
9. AsylG 2005 § 8 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch

D3 414365-1/2010/7E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. KUZMINSKI als Vorsitzenden und dem Richter Mag. KANHAUSER als
Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, StA. Russische Foderation (Republik Tschetschenien), gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 23.06.2010, ZI. 09 07.225-BAS, nach Durchfiihrung einer muindlichen Verhandlung am
17.04.2012 zu Recht erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. KUZMINSKI als Vorsitzenden und dem
Richter Mag. KANHAUSER als Beisitzer tber die Beschwerde der rémisch 40 , StA. Russische Féderation (Republik
Tschetschenien), gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 23.06.2010, ZI. 09 07.225-BAS, nach Durchfihrung

einer mindlichen Verhandlung am 17.04.2012 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal3 88 3, 8 und 10 Asylgesetz 2005 idFBGBI | Nr. 38/2011 als unbegriindet abgewiesen.Die
Beschwerde wird gemald Paragraphen 3, 8 und 10 Asylgesetz 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38

aus 2011, als unbegriindet abgewiesen.
Text
Entscheidungsgrinde:

Die Beschwerdefuhrerin, eine Staatsburgerin der Russischen Fdderation und Angehdrige der tschetschenischen
Volksgruppe, gelangte am 18.06.2009 gemeinsam mit ihrer Mutter (Beschwerdefthrerin zu D3 414361-1/2010) und
ihren zwei minderjahrigen Geschwistern (Beschwerdefuhrer zu D3 414363-1/2010 und D3 414364-1/2010) nach
Osterreich und stellte noch am gleichen Tag vertreten durch ihre Mutter einen Antrag auf internationalen Schutz,

wobei die russische Geburtsurkunde der Beschwerdefuhrerin vorgelegt wurde.

Der Vater der BeschwerdefUhrerin, ebenfalls ein Staatsbirger der Russischen Fdderation und Angehoriger der
tschetschenischen Volksgruppe, gelangte in der Folge am 30.08.2009 nach Osterreich und stellte noch am gleichen Tag
einen Antrag auf internationalen Schutz.

Bei der Erstbefragung durch die Polizeiinspektion XXXX am 19.06.2009 gab die Mutter der Beschwerdeflihrerin
zusammengefasst an, sie habe den Herkunftsstaat von XXXX aus Uber Moskau nach Brest zusammen mit ihren
Kindern am 13.06.2009 per Zug illegal verlassen. Von Brest seien sie schlepperunterstiitzt nach Osterreich gelangt. Sie
habe ihren Herkunftsstaat verlassen, weil es in Tschetschenien keine Sicherheit gebe und sie dort nicht mehr mit ihren
Kindern hatte leben wollen. Wo sich ihr Ehemann derzeit befinde, sei ihr nicht bekannt. Ihre Angaben und Grinde far
die Asylantragstellung wuirden auch fur ihre drei minderjdhrigen Kinder gelten.Bei der Erstbefragung durch die
Polizeiinspektion rémisch 40 am 19.06.2009 gab die Mutter der Beschwerdeflhrerin zusammengefasst an, sie habe
den Herkunftsstaat von rémisch 40 aus tUber Moskau nach Brest zusammen mit ihren Kindern am 13.06.2009 per Zug
illegal verlassen. Von Brest seien sie schlepperunterstiitzt nach Osterreich gelangt. Sie habe ihren Herkunftsstaat
verlassen, weil es in Tschetschenien keine Sicherheit gebe und sie dort nicht mehr mit ihren Kindern hatte leben
wollen. Wo sich ihr Ehemann derzeit befinde, sei ihr nicht bekannt. Ihre Angaben und Grinde fur die
Asylantragstellung wirden auch fur ihre drei minderjahrigen Kinder gelten.

Am 19.08.2009 wurde die Mutter der Beschwerdefiuihrerin bei der Erstaufnahmestelle XXXX, im Beisein eines
Dolmetschers der russischen Sprache einvernommen. Zusammengefasst gab sie an, dass ihre minderjahrigen Kinder
keine eigenen Grunde hatten. Sie hatten jedoch viel erlebt und ihre Tochter XXXX leide an leicht depressiven Phasen,
sei weinerlich geworden, weil sie sich um ihren Vater, der ihr fehle, sorge. Ihre Kinder wiirden keine Medikamente
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bendtigen, sie werde jedoch in einiger Zeit mit ihren Kindern einen Arzt aufsuchen. Ihre Tochter XXXX leide Uberdies
noch an Oberbauchschmerzen. Ansonsten seien ihre Kinder gesund. Sie habe Angst, dass ihr Ehemann mitgenommen
werde und die Kinder verwaisen. Den Kindern ginge es in Osterreich besser, sie seien ruhig und wiirden mit anderen
Kindern spielen.Am 19.08.2009 wurde die Mutter der Beschwerdefuhrerin bei der Erstaufnahmestelle rémisch 40, im
Beisein eines Dolmetschers der russischen Sprache einvernommen. Zusammengefasst gab sie an, dass ihre
minderjahrigen Kinder keine eigenen Gruinde hatten. Sie hatten jedoch viel erlebt und ihre Tochter rémisch 40 leide an
leicht depressiven Phasen, sei weinerlich geworden, weil sie sich um ihren Vater, der ihr fehle, sorge. lhre Kinder
wirden keine Medikamente bendtigen, sie werde jedoch in einiger Zeit mit ihren Kindern einen Arzt aufsuchen. lhre
Tochter romisch 40 leide Uberdies noch an Oberbauchschmerzen. Ansonsten seien ihre Kinder gesund. Sie habe Angst,
dass ihr Enemann mitgenommen werde und die Kinder verwaisen. Den Kindern ginge es in Osterreich besser, sie seien

ruhig und wiirden mit anderen Kindern spielen.

Nach Zulassung des Verfahrens wurde die Mutter der Beschwerdefihrerin am 20.04.2010 von der zur Entscheidung
berufenen Organwalterin des Bundesasylamtes, AuRenstelle Salzburg, im Beisein eines Dolmetschers der russischen
Sprache einvernommen. Zusammengefasst gab sie im Wesentlichen an, dass sie im Astrachaner Oblast bis zum Jahr
2005 gelebt habe. Es hatte kein Problem mit dem Schulbesuch der Kinder gegeben, weil die Lehrerin dort eine
Verwandte ihres Mannes gewesen ware. Mehrere Verwandte ihrer Eltern wirden nach wie vor seit langer Zeit im
Astrachaner Gebiet ohne Probleme leben, wo sie auch arbeiten wirden. Bei einer Rickkehr in die Russische
Foderation wirde sie sich furchten, ob nicht sie und ihre Kinder belangt wiirden.

Die Mutter der Beschwerdefuhrerin fihrte aus, dass ihr Ausreisegrund ihre Kinder gewesen waren und sie deshalb
sogar ihre kranke Mutter zurlickgelassen habe. Sie habe nicht gewusst, wie sich die Bedrohungen auf ihre Kinder

auswirken wurden.

Mit Bescheid des Bundesasylamtes, AuRenstelle Salzburg, vom 23.06.2010, ZI. 09 07.225-BAS, wurde unter Spruchteil I.
der Antrag der Beschwerdefiihrerin auf internationalen Schutz vom 18.06.2009 bezUglich der Zuerkennung des Status
eines Asylberechtigten gemaR § 3 Asylgesetz abgewiesen, unter Spruchteil Il. gemaR § 8 leg. cit. dieser Antrag auch
bezlglich der Zuerkennung des Status eines subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische
Foderation abgewiesen und unter Spruchteil Ill. die Antragstellerin gemal3 8 10 Abs. 1 leg. cit. aus dem 6sterreichischen
Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen.Mit Bescheid des Bundesasylamtes, AuBenstelle Salzburg, vom
23.06.2010, ZI. 09 07.225-BAS, wurde unter Spruchteil rémisch eins. der Antrag der Beschwerdeflhrerin auf
internationalen Schutz vom 18.06.2009 bezulglich der Zuerkennung des Status eines Asylberechtigten gemaf}
Paragraph 3, Asylgesetz abgewiesen, unter Spruchteil romisch zwei. gemaR Paragraph 8, leg. cit. dieser Antrag auch
bezuglich der Zuerkennung des Status eines subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische
Foderation abgewiesen und unter Spruchteil rémisch drei. die Antragstellerin gemal? Paragraph 10, Absatz eins, leg.
cit. aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen.

In der Begrindung des Bescheides wurden zundchst die oben bereits im wesentlichen Inhalt wiedergegebenen
Einvernahmen dargestellt und anschlieend Feststellungen zur Russischen Féderation und Tschetschenien getroffen.

Beweiswurdigend wurde zunachst festgehalten, dass sich die Identitat aus den vorgelegten Dokumenten ergebe.
Bezliglich der Fluchtgrinde wurde festgehalten, dass hinsichtlich der von ihrer Mutter vorgebrachten Fluchtgriinde auf

die Beweiswtirdigung in deren Verfahren verwiesen werde.
Eingangs der rechtlichen Beurteilung wurde das Vorliegen eines Familienverfahrens festgehalten.

Rechtlich begrindend wurde zu Spruchpunkt |. dargelegt, dass sich weder aus dem Vorbringen ihrer gesetzlichen
Vertreterin noch aus dem Amtswissen ableiten liel3e, dass die minderjahrige Beschwerdefuhrerin in der gesamten
Russischen Foderation der Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt sei. Unter Hinweis auf den
Verfahrensausgang betreffend die Ubrigen Familienmitglieder lasse sich auch daraus fur die Beschwerdefihrerin kein
Titel ableiten.Rechtlich begrindend wurde zu Spruchpunkt rémisch eins. dargelegt, dass sich weder aus dem
Vorbringen ihrer gesetzlichen Vertreterin noch aus dem Amtswissen ableiten lieRe, dass die minderjahrige
Beschwerdefiihrerin in der gesamten Russischen Foderation der Gefahr einer asylrelevanten Verfolgung ausgesetzt
sei. Unter Hinweis auf den Verfahrensausgang betreffend die Gbrigen Familienmitglieder lasse sich auch daraus fur die

BeschwerdeflUihrerin kein Titel ableiten.



Zu Spruchpunkt Il. wurde zundachst ausgefuhrt, dass das Bestehen einer Gefahrdungssituation iSd§ 50 Abs. 2 FPG 2005
bereits unter Spruchteil I. geprift und verneint worden sei und weiters - nach Darlegung der bezughabenden
Rechtslage und Judikatur - ausgefuhrt, dass fur sie aus der allgemeinen Lage in der Russischen Foderation keine Gefahr
im Sinne des § 50 FPG 2005 abgeleitet werden kénne. Auf Grund ihrer individuellen Situation (Gesundheitszustand und
familiare Ankntpfungspunkte) sei nicht davon auszugehen, dass sie im Fall einer Riickkehr in die Russische Foderation
in eine dauerhafte, existenzbedrohende aussichtslose Lage gedradngt werde. Auch aus den Verfahren der
Familienmitglieder lasse sich fur die Beschwerdeflihrerin kein Rechtstitel ableiten.Zu Spruchpunkt rémisch zwei. wurde
zunachst ausgefuhrt, dass das Bestehen einer Gefahrdungssituation iSd Paragraph 50, Absatz 2, FPG 2005 bereits
unter Spruchteil rémisch eins. geprift und verneint worden sei und weiters - nach Darlegung der bezughabenden
Rechtslage und Judikatur - ausgefuhrt, dass fur sie aus der allgemeinen Lage in der Russischen Foderation keine Gefahr
im Sinne des Paragraph 50, FPG 2005 abgeleitet werden konne. Auf Grund ihrer individuellen Situation
(Gesundheitszustand und familidre Anknipfungspunkte) sei nicht davon auszugehen, dass sie im Fall einer Ruckkehr in
die Russische Féderation in eine dauerhafte, existenzbedrohende aussichtslose Lage gedrangt werde. Auch aus den
Verfahren der Familienmitglieder lasse sich fur die Beschwerdefuhrerin kein Rechtstitel ableiten.

Zu Spruchpunkt Ill. wurde - ebenfalls nach Darlegung der bezughabenden Rechtslage und Judikatur - ausgefihrt, dass
ihre im Bundesgebiet aufhdltigen Familienangehdrigen im selben Umfang von einer aufenthaltsbeendenden
MaRnahme betroffen seien, sich die Antragstellerin in Begleitung ihrer Eltern in Osterreich befinde und die Familie den
Lebensunterhalt im Rahmen der Grundversorgung bestreite und niemals ein Aufenthaltsrecht erteilt wurde und der
Aufenthalt wahrend des Asylverfahrens unsicher war. Es kdnne kein ungerechtfertigter Eingriff in das Familien- oder
Privatleben der Beschwerdefuhrerin erkannt werden, sodass die Ausweisung keinen ungerechtfertigten Eingriff in Art.
8 EMKR darstelle.Zu Spruchpunkt rémisch drei. wurde - ebenfalls nach Darlegung der bezughabenden Rechtslage und
Judikatur - ausgefuhrt, dass ihre im Bundesgebiet aufhaltigen Familienangehdrigen im selben Umfang von einer
aufenthaltsbeendenden MaRnahme betroffen seien, sich die Antragstellerin in Begleitung ihrer Eltern in Osterreich
befinde und die Familie den Lebensunterhalt im Rahmen der Grundversorgung bestreite und niemals ein
Aufenthaltsrecht erteilt wurde und der Aufenthalt wdhrend des Asylverfahrens unsicher war. Es kdnne kein
ungerechtfertigter Eingriff in das Familien- oder Privatleben der BeschwerdefUhrerin erkannt werden, sodass die
Ausweisung keinen ungerechtfertigten Eingriff in Artikel 8, EMKR darstelle.

Gegen diesen Bescheid und die Bescheide betreffend die minderjahrige Beschwerdefiihrerin sowie die restlichen
Angehorigen ihrer Kernfamilie erhob ihr Vater fristgerecht gegen alle drei Spruchpunkte Beschwerde an den
Asylgerichtshof wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit, falscher und unvollstandiger Sachverhaltsfeststellung aufgrund
falscher und nicht nachvollziehbarer Beweiswirdigung, Verfahrensmangeln und unrichtiger rechtlicher Wirdigung.

Der Asylgerichtshof beraumte eine ¢ffentliche mindliche Beschwerdeverhandlung fiir den 17.04.2012 an, zu der sich
die Behorde erster Instanz entschuldigen lieB. Die Verhandlung wurde mit ihren Eltern in Anwesenheit von RA Dr. Anja
Oberkofler, der die Vollmacht mundlich fir die Verhandlung erteilt wurde, jedoch keine Zustellvollmacht erteilt wurde,
durchgefihrt.

Die ausgewiesene Vertreterin brachte folgende Unterlagen in Vorlage:

Befundbericht betreffend die mj. XXXX, erstellt von Dr. XXXX, Facharzt fur Kinder und Jugendheilkunde, vom
16.04.2012, mit der Diagnose Skoliose,Befundbericht betreffend die mj. rémisch 40 , erstellt von Dr. rémisch 40 ,
Facharzt fur Kinder und Jugendheilkunde, vom 16.04.2012, mit der Diagnose Skoliose,

eine zahnmedizinische Bestatigung betreffend die mj. Beschwerdefihrerin und ihre mj. Schwester XXXX, vom
04.04.2012, wonach bei beiden vor Kurzem eine dringend nétige zahnmedizinische Behandlung in Form einer
festsitzenden Kieferorthopadie sowie Sanierung eines Schmelzdefektgebisses begonnen wurde, beim mj. XXXX sei
wegen seiner angeborenen Missbildung (Wolfrachen) im Sommer die erste Operation zum Gaumenschluss
durchgefiihrt worden. Die weiteren dringend notwendigen Operationen kdnnten erst in den ndchsten Jahren je nach
Wachstum vorgenommen werden,eine zahnmedizinische Bestatigung betreffend die mj. Beschwerdeflhrerin und ihre
mj. Schwester rémisch 40 , vom 04.04.2012, wonach bei beiden vor Kurzem eine dringend nétige zahnmedizinische
Behandlung in Form einer festsitzenden Kieferorthopadie sowie Sanierung eines Schmelzdefektgebisses begonnen
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wurde, beim mj. romisch 40 sei wegen seiner angeborenen Missbildung (Wolfrachen) im Sommer die erste Operation
zum Gaumenschluss durchgefihrt worden. Die weiteren dringend notwendigen Operationen kénnten erst in den
nachsten Jahren je nach Wachstum vorgenommen werden,

eine undatierte und nicht unterzeichnete Bestatigung der XXXX wonach der mj. XXXX seit 04.10.2011 am Karatetraining
teilnehme,eine undatierte und nicht unterzeichnete Bestdtigung der rémisch 40 wonach der mj. rémisch 40 seit
04.10.2011 am Karatetraining teilnehme,

eine Bestatigung vom Russischen Kultur- und Bildungszentrum "XXXX", dass der Vater der Beschwerdefiihrerin aktiv
am Vereinsleben teilnehme sowie 6ffentliche Arbeit leiste sowie die drei minderjahrigen Kinder am Wochenende den
Kurs "Russisch fur Kinder" besuchen,

diverse Unterstutzungsschreiben fur die Familie der Beschwerdefihrerin

Die Eltern der Beschwerdefuhrerin hielten ihr bisheriges Vorbringen aufrecht. Der Vater der Beschwerdefuhrerin
flhrte zusammengefasst aus, dass er gerne mit seiner Familie in Osterreich bleiben wiirde, um hier zu arbeiten, da
sich seine Kinder hier sehr gut integriert hatten.

Die Mutter der Beschwerdefihrerin gab zusammengefasst hinsichtlich ihrer Kinder an, dass ihre Tochter XXXX
Probleme habe, da sie sich aufrege sowie leicht und oft weine. Sie sei im Spital untersucht worden und habe auch mit
einer Psychologin gesprochen. XXXX musse auch noch vier oder funf Jahre ein Korsett tragen. Sie habe oft Kontrollen
aufgrund ihres Korsetts. Die Arzte hitten gesagt, dass sie abwarten und falls das Korsett nicht helfe, sei eine Operation
notwendig. lhr Sohn XXXX habe einen Zahn verloren und sei mit einem Gaumenspalt geboren. Er sei am Gaumen
operiert worden und bendtige eine Zahnspange. XXXX sei im Bundesgebiet in der dritten Klasse gewesen, sie hatten
ihn jedoch in die zweite Klasse zurilickstufen lassen. Die beiden Téchter hatten beide die zweite Klasse der Hauptschule
besucht. lhre Kinder wiirden sich in Osterreich sehr wohl fithlen und sie ersuche darum, dass es ihnen erlaubt werde,
hierzubleiben.Die Mutter der Beschwerdefihrerin gab zusammengefasst hinsichtlich ihrer Kinder an, dass ihre Tochter
réomisch 40 Probleme habe, da sie sich aufrege sowie leicht und oft weine. Sie sei im Spital untersucht worden und
habe auch mit einer Psychologin gesprochen. rémisch 40 misse auch noch vier oder finf Jahre ein Korsett tragen. Sie
habe oft Kontrollen aufgrund ihres Korsetts. Die Arzte hitten gesagt, dass sie abwarten und falls das Korsett nicht
helfe, sei eine Operation notwendig. Ihr Sohn rémisch 40 habe einen Zahn verloren und sei mit einem Gaumenspalt
geboren. Er sei am Gaumen operiert worden und bendtige eine Zahnspange. romisch 40 sei im Bundesgebiet in der
dritten Klasse gewesen, sie hatten ihn jedoch in die zweite Klasse zurlickstufen lassen. Die beiden Tdchter hatten beide
die zweite Klasse der Hauptschule besucht. Ihre Kinder wiirden sich in Osterreich sehr wohl fiihlen und sie ersuche
darum, dass es ihnen erlaubt werde, hierzubleiben.

Nach Einvernahme ihrer Eltern wurde die minderjahrige Schwester XXXX in Anwesenheit des Vaters als gesetzlicher
Vertreter befragt.Nach Einvernahme ihrer Eltern wurde die minderjahrige Schwester romisch 40 in Anwesenheit des
Vaters als gesetzlicher Vertreter befragt.

Die ausgewiesene Vertreterin stellte den Antrag zum Beweis daflr, dass die Erkrankung (Skoliose) der mj. XXXX sowie
die Erkrankung des mj. XXXX in der Russischen Foderation bzw. in Tschetschenien nicht behandelbar sind, aus dem
Gebiet der Orthopadie hinsichtlich der mj. XXXX und hinsichtlich des mj. XXXX aus dem Gebiet der HNO Medizin
Recherchen durchzufihren, in eventu erganzende landerkundliche Erhebungen durchzufihren.Die ausgewiesene
Vertreterin stellte den Antrag zum Beweis daflr, dass die Erkrankung (Skoliose) der mj. rémisch 40 sowie die
Erkrankung des mj. romisch 40 in der Russischen Féderation bzw. in Tschetschenien nicht behandelbar sind, aus dem
Gebiet der Orthopadie hinsichtlich der mj. romisch 40 und hinsichtlich des mj. rémisch 40 aus dem Gebiet der HNO
Medizin Recherchen durchzufiihren, in eventu ergdnzende landerkundliche Erhebungen durchzufihren.

Mit Schreiben vom 03.05.2012 wurde die Auskunft des Verbindungsbeamten in Moskau an den Asylgerichtshof
Ubermittelt. In dieser wurde zusammengefasst festgehalten, dass die Botschaft zur Anfrage mitgeteilt hatte, dass eine
Operation bei Wolfsrachen bzw. Lippengaumenspalte in Tschetschenien am Kinderkrankenhaus der Rep.
Tschetschenien (Respublikanskaja Detskaja Klinicheskaja Bolniza) durchgefiihrt werden kdénne. Das Krankenhaus sei im
Dezember 2009 an der Ul. Kolzova in Grozny eréffnet worden. In der Vergangenheit habe es auRerdem wohltatige
Aktionen gegeben, im Rahmen derer Chirurgen aus den USA, Deutschland, Osterreich und Moskau Operationen, u.a.
von derartigen angeborenen Fehlbildungen, am Kinderkrankenhaus in Tschetschenien durchgefuhrt haben.



Am 29.05.2012 langte beim Asylgerichtshof eine Stellungnahme vom 24.05.2012 ein, in dem im Wesentlichen
angegeben wurde, dass es sich bei der Auskunft des Verbindungsbeamten in Moskau zur Behandelbarkeit von
Skoliose in Tschetschenien vom 07.05.2012, die am 10.05.2012 zugestellt wurde, um eine Vermutung handle, jedoch
nicht um eine verlassliche Information. Generell sei nach der Erfahrung des Vaters der Beschwerdefihrerin fur alle
Teile der Russischen Foderation anzuzweifeln, dass man eine kostenlose medizinische Behandlung erhalte, da man
informelle Zahlungen zu leisten habe, um behandelt zu werden. Darlber hinaus miusse man samtliche Medikamente
far die Behandlung auf eigene Kosten besorgen und dem Krankenhaus zur Verfugung stellen. Im Fall des Vaters der
Beschwerdefiihrerin habe sein Bruder in Krankenhdusern in Grosny und XXXX wegen der Behandelbarkeit von
Skoliose und der Behandlungskosten nachgefragt, wobei ihm weder bestatigt werden hatte kénnen, dass Skoliose
jedenfalls behandelt werden kénne, da dies vom Einzelfall abhangig sei, noch sei ihm die Kostenfreiheit zugesagt
worden. Der Gesundheitszustand der Kinder habe sich in jlingster Zeit auch verschlechtert. Da die mj. Tochter XXXX
sich seit 16. Mai im Krankenhaus XXXX befinde, weil ihr rechtes Bein nicht mehr einwandfrei funktioniere, die Ursache
jedoch nicht bekannt sei, obwohl sie zwischendurch auch zu einer Untersuchung ins AKH XXXX gebracht worden sei.
Ihre gesundheitliche Entwicklung und die notwendige medizinische Behandlung sei daher derzeit fraglich. Es werde
zudem auf die Integrationsbemihungen hingewiesen, hinsichtlich derer bereits Bestatigungen in Vorlage gebracht
worden waren. Sie hatten in mehreren Deutschkursen gut Deutsch gelernt und der Vater der Beschwerdefihrerin
habe bereits die A2-Prifung abgelegt und verflige Uber eine Einstellungszusage, sodass er seine Familie versorgen
kénnte, sobald es ihm gestattet sei zu arbeiten. Bisherige Bemuhungen um Saisonarbeit waren leider fehlgeschlagen.
Die mj. XXXX sei eine gute Schulerin, sei in der Schule gut integriert und habe viele Freundinnen. Der mj. XXXX lerne
derzeit sowohl Karate in XXXX als auch Judo in XXXX, werde sich jedoch fur eines davon entscheide. In der
Nachbarschaft sei die gesamte Familie gut integriert und beliebt und sei ein schiitzenswertes Privat- und Familienleben
durch die Familie in Osterreich aufgebaut worden. Zusammen mit der Stellungnahme wurde ein Aufenthaltsdatenblatt
des Krankenhauses XXXX vom 23.05.2012 Ubermittelt, in dem festgehalten wurde, dass die mj.Am 29.05.2012 langte
beim Asylgerichtshof eine Stellungnahme vom 24.05.2012 ein, in dem im Wesentlichen angegeben wurde, dass es sich
bei der Auskunft des Verbindungsbeamten in Moskau zur Behandelbarkeit von Skoliose in Tschetschenien vom
07.05.2012, die am 10.05.2012 zugestellt wurde, um eine Vermutung handle, jedoch nicht um eine verlassliche
Information. Generell sei nach der Erfahrung des Vaters der Beschwerdeflhrerin fir alle Teile der Russischen
Foderation anzuzweifeln, dass man eine kostenlose medizinische Behandlung erhalte, da man informelle Zahlungen zu
leisten habe, um behandelt zu werden. Dariiber hinaus misse man samtliche Medikamente fiir die Behandlung auf
eigene Kosten besorgen und dem Krankenhaus zur Verfligung stellen. Im Fall des Vaters der Beschwerdeflihrerin habe
sein Bruder in Krankenhdusern in Grosny und rdmisch 40 wegen der Behandelbarkeit von Skoliose und der
Behandlungskosten nachgefragt, wobei ihm weder bestatigt werden hatte kdnnen, dass Skoliose jedenfalls behandelt
werden koénne, da dies vom Einzelfall abhangig sei, noch sei ihm die Kostenfreiheit zugesagt worden. Der
Gesundheitszustand der Kinder habe sich in jingster Zeit auch verschlechtert. Da die mj. Tochter rémisch 40 sich seit
16. Mai im Krankenhaus romisch 40 befinde, weil ihr rechtes Bein nicht mehr einwandfrei funktioniere, die Ursache
jedoch nicht bekannt sei, obwohl sie zwischendurch auch zu einer Untersuchung ins AKH rémisch 40 gebracht worden
sei. Ihre gesundheitliche Entwicklung und die notwendige medizinische Behandlung sei daher derzeit fraglich. Es werde
zudem auf die Integrationsbemihungen hingewiesen, hinsichtlich derer bereits Bestatigungen in Vorlage gebracht
worden wadren. Sie hatten in mehreren Deutschkursen gut Deutsch gelernt und der Vater der BeschwerdefUhrerin
habe bereits die A2-Prifung abgelegt und verflige Uber eine Einstellungszusage, sodass er seine Familie versorgen
kdnnte, sobald es ihm gestattet sei zu arbeiten. Bisherige Bemihungen um Saisonarbeit waren leider fehlgeschlagen.
Die mj. rémisch 40 sei eine gute Schulerin, sei in der Schule gut integriert und habe viele Freundinnen. Der mj. rémisch
40 lerne derzeit sowohl Karate in réomisch 40 als auch Judo in rémisch 40 , werde sich jedoch fir eines davon
entscheide. In der Nachbarschaft sei die gesamte Familie gut integriert und beliebt und sei ein schiitzenswertes Privat-
und Familienleben durch die Familie in Osterreich aufgebaut worden. Zusammen mit der Stellungnahme wurde ein
Aufenthaltsdatenblatt des Krankenhauses rémisch 40 vom 23.05.2012 Ubermittelt, in dem festgehalten wurde, dass die
mj.

XXXX am 16.05.2012 aufgenommen wurde, und bei ihr "Parasthesien und Bauchschmerzen bei Korsettversorgung
einer ausgepragten Skoliose (Seitenverbiegung der Wirbelsaule), F 43.8" diagnostiziert wurden.romisch 40 am
16.05.2012 aufgenommen wurde, und bei ihr "Parasthesien und Bauchschmerzen bei Korsettversorgung einer
ausgepragten Skoliose (Seitenverbiegung der Wirbelsaule), F 43.8" diagnostiziert wurden.



Beim Asylgerichtshof langte am 08.06.2012 eine Stellungnahme vom 31.05.2012 ein, in der zusammengefasst
ausgefuhrt wurde, dass in der unprazisen Anfragebeantwortung davon ausgegangen werde, dass in der gesamten
Russischen Fdderation bei Registrierung eine kostenlose medizinische Behandlung gewahrt werde. Abgesehen von
den bereits gedul3erten Zweifeln wirden jedoch auch die Schwierigkeiten, die sie als Angehdrige der tschetschenischen
Volksgruppe bei einer Registrierung in anderen Teilen der Russischen Féderation hatten, nicht bertcksichtigt werden.
Verwiesen wurden auf die Al-Stellungnahme vom 27.02.2012 an das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt - 2 L
68/10, wonach tschetschenische Volkszugehdrige im Gegensatz zu russischen Volkszugehorigen besondere
Schwierigkeiten hatten, sich auf dem Ubrigen Gebiet der Russischen Foderation niederzulassen und eine Existenz zu
grinden. Das russische Registrierungssystem werde fir tschetschenische Volkszugehorige duBerst restriktiv und
diskriminierend angewendet. Grundsatzlich habe man in der Russischen Féderation am Ort der Registrierung Zugang
zur medizinischen Versorgung, medizinische Notfallhilfe werde jedoch nach Auskunft des FMS von der Russischen
Verfassung unabhangig von Registrierung und Aufenthaltsort garantiert. Aus den Berichten gehe laut Einschatzung
des Vaters der Beschwerdefuhrerin nicht hervor, dass die Behandlung der Krankheiten der Kinder in der Russischen
Foderation moglich sei. Auch die Behauptung, wonach die Behandlung von Skoliose in Grosny kostenlos sei, erfolge
ohne nahere Begriindung. Aus der Anfragebeantwortung gehe nicht einmal hervor, dass die Skoliose der Tochter XXXX
Uberhaupt in Grosny behandelt werden kdnne, da die medizinische Versorgung in Tschetschenien insbesondere
hinsichtlich fachmedizinischer Versorgung schlecht sei und eine konkrete Auskunft in der Anfragebeantwortung nicht
erteilt werden koénne. Betreffend die Behandlung, die in der Republik Tschetschenien nicht mdglich sei, habe der
Minister im Bericht der Staatendokumentation tUber den Forschungsaufenthalt vom Dezember 2011 angegeben, dass
hochqualifizierte Behandlungen und Operationen mit Hilfe der Foderation aulRerhalb der Republik erfolgen kénnten,
beispielsweise in Moskau. Auch der CORI Country Report Russian Federation 2010 lasse darauf schlieBen, dass die
Uber die Grundversorgung hinausgehende medizinische Versorgung mangels Spezialisten (in Tschetschenien) nicht
ausreichend gewahrleistet sei. Auszugsweise wurde zudem auf die Feststellungen des Asylgerichtshofes zur Lage in
Tschetschenien und zur IFA, Stand Janner 2011, verwiesen, wonach die Versorgung mit medizinischen Spezialisten in
Tschetschenien noch immer unzureichend sei. Somit ergebe sich aus den auszugsweise zitierten Berichten, dass die
notwendig medizinische Behandlung der Kinder in Tschetschenien nicht mdéglich sei und in anderen Teilen der
Russischen Féderation nicht zugénglich sei. Uberdies sei fiir den Vater der Beschwerdefiihrerin der faktische (dh. auch
finanzielle) Zugang zur erforderlichen medizinischen Behandlung nicht méglich, da er in anderen Teilen der Russischen
Foderation wegen der in Russland vorherrschenden tschetschenienfeindlichen Stimmung keine Registrierung erhalten
wlrde und somit keinen Zugang zur medizinischen Flrsorge erhalte.Beim Asylgerichtshof langte am 08.06.2012 eine
Stellungnahme vom 31.05.2012 ein, in der zusammengefasst ausgefihrt wurde, dass in der unprazisen
Anfragebeantwortung davon ausgegangen werde, dass in der gesamten Russischen Foderation bei Registrierung eine
kostenlose medizinische Behandlung gewahrt werde. Abgesehen von den bereits geduRRerten Zweifeln wirden jedoch
auch die Schwierigkeiten, die sie als Angehorige der tschetschenischen Volksgruppe bei einer Registrierung in anderen
Teilen der Russischen Foderation hatten, nicht bertcksichtigt werden. Verwiesen wurden auf die Al-Stellungnahme
vom 27.02.2012 an das Oberverwaltungsgericht Sachsen-Anhalt - 2 L 68/10, wonach tschetschenische Volkszugehdrige
im Gegensatz zu russischen Volkszugehorigen besondere Schwierigkeiten hatten, sich auf dem Ubrigen Gebiet der
Russischen Foderation niederzulassen und eine Existenz zu griinden. Das russische Registrierungssystem werde fir
tschetschenische Volkszugehorige dulerst restriktiv und diskriminierend angewendet. Grundsatzlich habe man in der
Russischen Foderation am Ort der Registrierung Zugang zur medizinischen Versorgung, medizinische Notfallhilfe
werde jedoch nach Auskunft des FMS von der Russischen Verfassung unabhdngig von Registrierung und
Aufenthaltsort garantiert. Aus den Berichten gehe laut Einschatzung des Vaters der Beschwerdefiihrerin nicht hervor,
dass die Behandlung der Krankheiten der Kinder in der Russischen Foderation moglich sei. Auch die Behauptung,
wonach die Behandlung von Skoliose in Grosny kostenlos sei, erfolge ohne nahere Begrindung. Aus der
Anfragebeantwortung gehe nicht einmal hervor, dass die Skoliose der Tochter réomisch 40 Gberhaupt in Grosny
behandelt werden konne, da die medizinische Versorgung in Tschetschenien insbesondere hinsichtlich
fachmedizinischer Versorgung schlecht sei und eine konkrete Auskunft in der Anfragebeantwortung nicht erteilt
werden kdnne. Betreffend die Behandlung, die in der Republik Tschetschenien nicht méglich sei, habe der Minister im
Bericht der Staatendokumentation Uber den Forschungsaufenthalt vom Dezember 2011 angegeben, dass
hochqualifizierte Behandlungen und Operationen mit Hilfe der Fdderation aulRerhalb der Republik erfolgen kdnnten,
beispielsweise in Moskau. Auch der CORI Country Report Russian Federation 2010 lasse darauf schlielen, dass die



Uber die Grundversorgung hinausgehende medizinische Versorgung mangels Spezialisten (in Tschetschenien) nicht
ausreichend gewahrleistet sei. Auszugsweise wurde zudem auf die Feststellungen des Asylgerichtshofes zur Lage in
Tschetschenien und zur IFA, Stand Janner 2011, verwiesen, wonach die Versorgung mit medizinischen Spezialisten in
Tschetschenien noch immer unzureichend sei. Somit ergebe sich aus den auszugsweise zitierten Berichten, dass die
notwendig medizinische Behandlung der Kinder in Tschetschenien nicht moglich sei und in anderen Teilen der
Russischen Féderation nicht zuganglich sei. Uberdies sei fiir den Vater der Beschwerdefiihrerin der faktische (dh. auch
finanzielle) Zugang zur erforderlichen medizinischen Behandlung nicht méglich, da er in anderen Teilen der Russischen
Foderation wegen der in Russland vorherrschenden tschetschenienfeindlichen Stimmung keine Registrierung erhalten
wurde und somit keinen Zugang zur medizinischen Fursorge erhalte.

Mit Erkenntnissen vom heutigen Tag (Zlen D3 414362-1/2010 und D3 414361-1/2010) wurden die Beschwerden der
Eltern der Beschwerdeflhrerin in ihren Asylverfahren abgewiesen, weil ihre geltend gemachten Fluchtgriinde als nicht
glaubhaft erachtet wurden bzw. eine aktuelle asylrelevante Verfolgung ihrer Eltern in der Russischen Fdderation als
nicht gegeben angenommen wurde.

Der Asylgerichtshof hat wie folgt festgestellt und erwogen:
Zur Person der BeschwerdefUhrerin wird Folgendes festgestellt:

Sie ist Staatsbulrgerin der Russischen Foderation und Angehdrige der tschetschenischen Volksgruppe sowie der
moslemischen Religion und wurde am XXXX in XXXX in der Russischen Foderation geboren. Am 18.06.2009 gelangte sie
gemeinsam mit ihrer Mutter und ihren zwei minderjahrigen Geschwistern unter Umgehung der Grenzkontrollen nach
Osterreich nach Osterreich, wo sie am selben Tag vertreten durch ihre Mutter den verfahrensgegenstindlichen Antrag
auf internationalen Schutz stellte. Ihr Vater, ebenfalls ein Staatsbirger der Russischen Fdderation und Angehdoriger der
tschetschenischen Volksgruppe, gelangte in der Folge am 30.08.2009 nach Osterreich und stellte noch am gleichen Tag
einen Antrag auf internationalen Schutz. Feststellungen zu ihren Fluchtgriinden kénnen mangels glaubhafter Angaben
- insbesondere infolge der als unglaubwirdig erachteten Fluchtgrinde ihrer Eltern - nicht getroffen werden. Die
Beschwerdefiihrerin ist gesund, sie bendtigt lediglich wie ihre Schwester XXXX weiterhin zahnmedizinische Behandlung
in Form einer festsitzenden Kieferorthopadie sowie Sanierung eines Schmelzdefektgebisses. GroReltern, Onkeln und
Tanten sowie weitere Verwandte leben nach wie vor in der Russischen Foderation, insbesondere auch im Oblast
Astrachan. Die Beschwerdefiihrerin besucht in Osterreich die Schule und hat entsprechende soziale Kontakte, sonstige
Anhaltspunkte fir eine auBergewdhnliche Integration liegen jedoch nicht vor. Da ihre Eltern die deutsche Sprache
(noch) nicht umfassend beherrschen, ist davon auszugehen, dass sie so wie diese auch Russisch spricht, zudem
besucht sie am Wochenende gemeinsam mit ihren minderjahrigen Geschwistern einen Russischkurs fir Kinder.Sie ist
Staatsblrgerin der Russischen Foderation und Angehorige der tschetschenischen Volksgruppe sowie der
moslemischen Religion und wurde am rémisch 40 in rémisch 40 in der Russischen Fdderation geboren. Am 18.06.2009
gelangte sie gemeinsam mit ihrer Mutter und ihren zwei minderjahrigen Geschwistern unter Umgehung der
Grenzkontrollen nach Osterreich nach Osterreich, wo sie am selben Tag vertreten durch ihre Mutter den
verfahrensgegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz stellte. lhr Vater, ebenfalls ein Staatsbirger der
Russischen Foderation und Angehdoriger der tschetschenischen Volksgruppe, gelangte in der Folge am 30.08.2009 nach
Osterreich und stellte noch am gleichen Tag einen Antrag auf internationalen Schutz. Feststellungen zu ihren
Fluchtgriinden kdonnen mangels glaubhafter Angaben - insbesondere infolge der als unglaubwirdig erachteten
Fluchtgriinde ihrer Eltern - nicht getroffen werden. Die Beschwerdeflhrerin ist gesund, sie bendtigt lediglich wie ihre
Schwester rémisch 40 weiterhin zahnmedizinische Behandlung in Form einer festsitzenden Kieferorthopadie sowie
Sanierung eines Schmelzdefektgebisses. Grol3eltern, Onkeln und Tanten sowie weitere Verwandte leben nach wie vor
in der Russischen Foéderation, insbesondere auch im Oblast Astrachan. Die Beschwerdefihrerin besucht in Osterreich
die Schule und hat entsprechende soziale Kontakte, sonstige Anhaltspunkte fir eine aullergewdhnliche Integration
liegen jedoch nicht vor. Da ihre Eltern die deutsche Sprache (noch) nicht umfassend beherrschen, ist davon
auszugehen, dass sie so wie diese auch Russisch spricht, zudem besucht sie am Wochenende gemeinsam mit ihren
minderjahrigen Geschwistern einen Russischkurs fur Kinder.

Zu Tschetschenien und einer allfalligen innerstaatlichen Fluchtalternative von Tschetschenien in die Russische
Foderation wird Folgendes festgestellt:

Die Tschetschenische Republik ist eines der 83 Subjekte der Russischen Foderation. Die sieben mehrheitlich



moslemischen Republiken im Nordkaukasus wurden jingst zu einem neuen Féderationsbezirk mit der Hauptstadt
Pjatigorsk zusammengefasst. Die Tschetschenen sind bei weitem die grof3te der zahlreichen kleinen Ethnien im
Nordkaukasus. Tschetschenien selbst ist (kriegsbedingt) eine monoethnische Einheit (93% der Bevdlkerung sind
Tschetschenen), fast alle sind islamischen Glaubens (sunnitische Richtung). Die Tschetschenen sind das alteste im
Kaukasus ansassige Volk und nur mit den benachbarten Inguschen verwandt. Freiheit, Ehre und das Streben nach
(staatlicher) Unabhangigkeit sind die hdchsten Werte in der tschetschenischen Gesellschaft, Furcht zu zeigen gilt als
auBerst unehrenhaft. Sehr wichtig ist auch der Respekt gegenuber dlteren Personen und der Zusammenhalt in der
(Grof3-)Familie, den Taips (Clans) und Tukkums (Tribes). Eine groRBe Bedeutung hat auch das Gewohnheitsrecht Adat. Es
gibt sprachliche und mentalitatsmaRige Unterschiede zwischen den Flachland- und den Bergtschetschenen.

In Tschetschenien hatte es nach dem Ende der Sowjetunion zwei Kriege gegeben. 1994 erteilte der damalige russische
Prasident Boris Jelzin den Befehl zur militdrischen Intervention. FUnf Jahre spater begann der zweite
Tschetschenienkrieg, russische Bodentruppen besetzten Grenze und Territorium der Republik Tschetschenien. Die
Hauptstadt Grosny wurde unter Beschuss genommen und bis Januar 2000 fast vollig zerstort. Beide Kriege haben
bisher 160.000 Todesopfer gefordert. Zwar liefern sich tschetschenische Rebellen immer wieder kleinere Gefechte mit
tschetschenischen und russischen Regierungstruppen, doch seit der Ermordung des friheren Prasidenten
Tschetscheniens, Aslan Maschadow, durch den russischen Geheimdienst FSB im Marz 2005 hat der bewaffnete
Widerstand an Bedeutung verloren.

Laut Ministerprasident Putin ist mit der tschetschenischen Parlamentswahl am 27.11.2005 die Wiederherstellung der
verfassungsmaRigen Ordnung in Tschetschenien abgeschlossen worden. Dabei errang die kreminahe Partei "Einiges
Russland" die Mehrheit der Sitze. Beobachter stellten zahlreiche UnregelmaRigkeiten fest. Hauptkritik an der Wahl war
u.a. die anhaltende Gewaltaustbung und der Druck der Miliz (sog. "Kadyrowzy") gegen Wahlleiter und Wahlvolk. Nach
dem Ruicktritt seines Vorgangers Alu Alchanow im Februar 2007 hat der bisherige Ministerprasident Ramzan Kadyrow
am 05.04.2007 das Amt des tschetschenischen Prasidenten angetreten. Er hat seine Macht in der Zwischenzeit
gefestigt und zu einem Polizeistaat ausgebaut "(Kadyrow'scher Privatstaat" Uwe Halbach). Seit 2. September 2010 tragt
Kadyrow den Titel "Oberhaupt" Tschetscheniens.

Bis Februar 2011 wurde Russland vom Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR) in Strassburg bereits in
162 Fallen fur schwerste Menschenrechtsverletzungen wahrend des zweiten Tschetschenien-Kriegs verurteilt. Im
Februar 2011 wurde Ramzan Kadyrow von Prasident Medwedew zu einer zweiten funfjahrigen Amtszeit als
Republiksoberhaupt ernannt. Der von Russland unterstitzte Prasident Ramzan Kadyrow verfolgt offiziell das Ziel Ruhe,
Frieden und Stabilitat in Tschetschenien zu garantieren und den Einwohnern seines Landes Zugang zu Wohnungen,
Arbeit, Bildung, medizinischer Versorgung und Kultur zu bieten. Der russische Prasident Medwedew versucht
Tschetschenien auch durch Wirtschaftshilfe zu "befrieden”.

Neben der endglltigen Niederschlagung der Separatisten und der Wiederherstellung bewohnbarer Stadte ist eine
wichtige Komponente dieses Ziels die Wiederbelebung der tschetschenischen Traditionen und des tschetschenischen
Nationalbewusstseins. Kadyrow férdert das Bekenntnis zum Islam, warnt allerdings vor extremistischen Stromungen
wie dem Wahhabismus. Viele Moscheen wurden wiederaufgebaut, die Zentralmoschee von Grosny ist die groRte in
Russland. Jeder, der in Verdacht steht, ihn und seine Regierung zu kritisieren, wird verfolgt. Eine organisierte politische
Opposition gibt es daher nicht. Die 16.000 Mann starken Einheiten Kadyrows sind flir viele
Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien bis heute verantwortlich.

(Tschetschenien, http://de.wikipedia.org/wiki/Tschetschenien, Zugriff 11.01.2011, Ramzan Kadyrow,
http://de.wikipedia.org/wiki/Ramsan_Achmatowitsch_Kadyrow, Zugriff 11.01.2011, Schweizerische Fluchtlingshilfe,
Nordkaukasus:

Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 25.11.2009, Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Féderation vom 07.03.2011, Analyse der Staatendokumentation,
Russische Féderation/Tschetschenien, Adat-Blutrache vom 5.11.2009, Martin Malek, Understanding Chechen Culture,
Der Standard vom 19.01.2010, Eurasisches Magazin vom 03.05.2010, Analyse der Staatendokumentation zur Situation
der Frauen in Tschetschenien vom 08.04.2010, Schweizerische Fluchtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und
Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 20, The Jamestown Foundation: Eurasia Daily Monitor -- Volume 8, Issue 42,
02.03.2011)



1. Allgemeine Sicherheitssituation

In Tschetschenien hat Oberhaupt Ramzan Kadyrow ein repressives, stark auf seine Person zugeschnittenes Regime
etabliert, was die Betatigungsmoglichkeiten fur die Zivilgesellschaft auf ein Minimum reduziert. Trotz deutlicher
Wiederaufbauerfolge ist die 6konomische Lage in Tschetschenien desolat, es gibt kaum Beschaftigungsmaoglichkeiten
auBerhalb des staatlichen Sektors. Die Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle ging nach einem relativen Hochststand
2009 wieder zuruick. Dennoch kam es 2010 und 2011 zu einigen ernsthaften Vorfallen. Im gesamten Nordkaukasus soll
es nach Angaben des FSB 600 bis 700 aktive Rebellen geben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 21, Council of Europe - Commissioner for Human Rights: Report by Thomas Hammarberg
Commissioner for Human Rights of the Council of Europe Following his visit to the Russian Federation from 12 to 21
May 2011, 6.9.2011)

Den Machthabern in Russland ist es gelungen, den Konflikt zu "tschetschenisieren”, das heil3t, es kommt nicht mehr zu
offenen Kampfen zwischen russischen Truppen und Rebellen, sondern zu Auseinandersetzungen zwischen der Miliz
von Ramzan Kadyrow und anderen "pro-russischen" Kraften/Milizen - die sich zu einem erheblichen Teil aus friheren
Rebellen zusammensetzen - einerseits sowie den verbliebenen, eher in der Defensive befindlichen Rebellen
andererseits. Die bewaffnete Opposition wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert, welche allerdings
kaum Sympathien in der Bevodlkerung geniel3en. Die bewaffneten Auseinandersetzungen konzentrierten sich auf

entlegene Bergregionen.

Seit Jahresbeginn 2010 ist es in Tschetschenien jedoch zu einem spurbaren Rlckgang von Rebellen-Aktivitaten
gekommen. Diese werden durch Anti-Terror Operationen in den Gebirgsregionen massiv unter Druck gesetzt, was
teilweise ein Ausweichen der Kdmpfer in die Nachbarrepubliken Dagestan und Inguschetien bewirkt. Die Macht von
Ramzan Kadyrow, ist in Tschetschenien unumstritten. Politische Beobachter meinen, Ersatz fur Kadyrow zu finden
ware sehr schwierig, da er alle potentiellen Rivalen ausgeschalten habe, Uber privilegierte Beziehungen zum Kreml und
zu Ministerprasident Putin verfige und sich grol3er Beliebtheit unter der Bevdlkerung erfreue.

(Asyllanderbericht Russland der Osterreichischen Botschaft in Moskau, Stand 21.10.2010, Seite 15)

Der stetige Ruckgang der foderalen Streitkrafte nach Ende der "heiBen" Phase des zweiten Krieges ab 2002 kann als
Zeichen fur die verbesserte Sicherheitslage verstanden werden. Der Rickzug der russischen Truppen war nicht nur
durch die Stabilisierung der Sicherheitslage, sondern auch durch die sukzessive Ubergabe der Verantwortung auf
lokale tschetschenische Streitkrafte, die erst in den letzten Jahren anwuchsen, mdéglich. Die andauernde Stationierung
foderaler Sicherheitskrafte in Tschetschenien und der trotz der Beendigung der von 1999 bis 2009 dauernden Anti-
Terror-Organisation (ATO) nicht erfolgte Abzug zeigen, dass die tschetschenischen Sicherheitskrafte weiterhin foderale
Unterstlitzung im Kampf gegen die Rebellen bendétigen. Andererseits kann auch davon ausgegangen werden, dass
Moskau seine Truppen vermutlich aus mangelndem Vertrauen in Kadyrow weiterhin dort stationiert Idsst. Die in den
letzten Monaten ergriffenen MalRnahmen und die Wortwahl der Prasidenten Medwedew und Kadyrow sowie des
Ministerprasidenten Putin zeigen jedenfalls, dass man zur Bekampfung des "Terrorismus" im Nordkaukasus insgesamt
weiterhin eher auf militarische Gewalt setzt, und soziale und wirtschaftliche Malinahmen eine untergeordnete Rolle
spielen.

Medwedew fordert weiterhin "brutale MaBnahmen" gegen Terroristen und spricht von einem "schonungslosen Kampf"
gegen die Rebellengruppen. Auch in Zusammenhang mit den Anschlégen auf die Moskauer U-Bahn im Méarz 2010 oder
den Anschlag auf ein Kaffeehaus in Pjatigorsk im August 2010 sprach sich Medwedew fir die "Zerstdrung" der Kdmpfer
aus. In Anbetracht der 2014 in Sotschi stattfindenden olympischen Winterspiele wird gemutmaldt, dass Medwedew
meinen konnte, allein die Anwendung roher Gewalt kénne die Region genligend stabilisieren um die Abhaltung der
Spiele nicht zu gefahrden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Fdderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14)

Zusammenfassend ist auszufiihren, dass nach Beendigung der Anti-Terror-Organisation 2009 temporar wieder
vermehrt Anschldge in Tschetschenien zu verzeichnen waren. Die 2009 sprunghaft angestiegene Anzahl an
Selbstmordanschlagen ist 2010 wieder stark eingebrochen. Der jingste Angriff auf die Heimatstadt Kadyrows Zenteroi



am 29. August 2010 lasst keine Zweifel, dass die tschetschenischen Rebellen auch zu taktisch herausfordernden
Aktionen fahig sind. Von einer Starkung der Widerstandsbewegung, die in der nachsten Zeit zu einem Ausbruch
groRerer Kamphandlungen fihren kdnnte, ist jedoch nicht auszugehen.

Wenngleich sich die Sicherheitslage im Sinne dessen, dass keine grol3flachigen Kampfhandlungen stattfinden und es zu
keiner Vertreibung der Zivilbevdlkerung kommt, stabilisiert hat, so zeigt sich also, dass dies nicht zuletzt auf die
repressive Machtausibung Ramzan Kadyrows und seiner Sicherheitskrafte zurtckzufiihren ist. Das teilweise brutale
und in einigen Fallen als menschenrechtswidrig zu bezeichnende Vorgehen der Sicherheitskrafte (fur das diese kaum
belangt werden) bringt zwar auch Resultate mit sich, da immer wieder auch fihrende Kampfer "neutralisiert", also
getotet oder verhaftet, werden und die Sicherheitslage in Tschetschenien dadurch weitgehend stabilisiert werden
konnte, andererseits tragt dieses Vorgehen dazu bei, dass sich auch junge Menschen, die sich zunachst nicht mit
radikal-islamischem Gedankengut identifizieren, der Widerstandsbewegung anschlieBen. Deshalb wird die
Rebellenbewegung auch in nachster Zeit nicht an Schlagkraft verlieren. Eine nachhaltige Befriedung ist also weiterhin
nicht absehbar, die in Zusammenhang mit Tschetschenien so oft zitierte Gewaltspirale dreht sich weiter.

In Tschetschenien kam es im Sommer 2010 zu einer Spaltung innerhalb des bewaffneten Widerstands, als sich ein Teil
der bewaffneten Kdmpfer vom bis dahin einflussreichsten Anfiihrer Doku Umarow und seiner Doktrin der Schaffung
eines islamischen "Emirat Kaukasus" lossagte. Dieser Zwist flUhrte, zusammen mit dem harten Vorgehen der
Sicherheitskrafte gegen '"Terroristen" und deren Angehdrige, zu einer Abnahme der direkten gewaltsamen
Auseinandersetzungen zwischen Widerstandskampfern und Sicherheitskraften, ohne dass die Gewalt insgesamt
weniger wurde. Die rund 20.000 "Kadyrowzy" sind nach wie vor aktiv. Die Jamestown Foundation schatzt, dass beinahe
90 Prozent der tschetschenischen islamistischen Gruppierungen nun dem Kommando von Emir Hussein unterstehen,
wahrend ein GroRteil der dagestanischen, inguschetischen und kabardino-balkarischen "Jamaats" nach wie vor
Umarow treu sind. Dieser wurde schon mehrmals totgesagt, was sich bis heute als falsch erwiesen hat.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation:

Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 4-5, Schweizerische Fluchtlingshilfe, Nordkaukasus:
Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 6, 8 und 9)

2. Verfolgungsgefahr

UNHCR sieht derzeit insbesondere (ehem.) Rebellen und deren Verwandte, politische Gegner Kadyrows, Personen, die
eine offizielle Funktion in der Verwaltung Maschadows hatten, Menschenrechtsaktivisten und Personen, die
Beschwerden bei regionalen und internationalen Menschenrechtseinrichtungen eingebracht haben und unter
besonderen Umstanden Frauen und Kinder, als besonders gefahrdet an. Personen, die in Sicherheitseinrichtungen,
z.B. unter Dudaev und Maschadov tatig gewesen sind oder friher an Rebellenaktivitaten teilgenommen haben, laufen
nach wie vor Gefahr, bei einer Ruckkehr in die Gefangenschaft zu geraten.

(Anfragebeantwortung von ACCORD vom 08.06.2010)

Dick Marty, Sonderberichterstatter der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, bezeichnet in seinem Bericht
den Nordkaukasus als die "europdische Region, in der seit Jahren die gravierendsten und umfangreichsten
Menschenrechtsverletzungen stattfinden" und spricht von "systematischen Menschenrechtsverletzungen". Willkirliche
Festnahmen und Haft, bei denen es in den meisten Fallen zu Folter kommt, sind im Nordkaukasus alltaglich. Das Ziel
ist meistens, Informationen Uber mutmaRliche Widerstandskampfer oder Gestdndnisse sowie die Beschuldigung
anderer Personen zu erhalten, welche spater in einem Gerichtsverfahren verwendet werden kénnen. Willkurliche
Festnahmen werden aber auch eingesetzt, um Menschenrechtsaktivisten, Kritiker und andere Zivilpersonen unter
Druck zu setzen und zum Schweigen zu bringen.

Folter und Misshandlung muss aber nicht nur die gesamte Zivilbevdlkerung befiirchten. Sie drohen auch aus dem
Ausland zurickkehrenden Tschetschenen. Das erzwungene Verschwinden von Personen gehort wie Folter und
Totungen zum Alltag im Nordkaukasus.

Kadyrow versprach zudem 100.000 Dollar fur jeden getdteten und 50.000 Dollar fir jeden lebend gefangen
genommenen "Aufstandischen". Diese Strategie wird auch von Moskau offentlich unterstitzt. Von
Menschenrechtsorganisationen wird kritisiert, dass Entschadigungszahlungen fir zerstdrte Liegenschaften nur in sehr
beschranktem, unzureichendem Ausmal bezahlt werden. Amnesty International weist darauf hin, dass viele der



Entschadigten bis zu 50 Prozent der erhaltenen Gelder gleich als Bestechungsgelder bezahlen mussten. Hohe
tschetschenische Beamte und auch Prasident Kadyrow selbst fielen immer wieder durch Drohungen gegentber den
Angehorigen von (mutmalilichen) Widerstandskampfern und Rechtfertigungen von kollektiver Bestrafung auf.

(Schweizerische Flichtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 10-14,
sowie 17)

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die tschetschenischen Behdrden Unterstutzer und Familienmitglieder
einzelner Kampfer auf dem gesamten Territorium der Russischen Fdderation suchen und/oder finden wirden, was
aber bei einzelnen bekannten oder hochrangigen Kampfern sehr wohl der Fall sein kann.

(BAA/Staatendokumentation: Analyse der Staatendokumentation - Russische Fdderation - Unterstutzer und
Familienmitglieder (mutmaRlicher) Widerstandskampfer in Tschetschenien, 20.4.2011)

2.1. Zivilbevolkerung

Vertreter russischer und internationaler NROs (Memorial, Human Rights Watch, amnesty international, Danish
Refugee Council) zeichnen ein insgesamt dusteres Lagebild fur Tschetschenien. Es herrscht ein Klima der Angst und
Einschlchterung.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 22)

Bei Sondereinsatzen der Anti-Terror-Organisation geraten gelegentlich auch Zivilisten ins Schussfeld, wie etwa ein
Vorfall im inguschetisch-tschetschenischen Grenzgebiet im Februar 2010 zeigt:

Bei diesem Sondereinsatz kamen je nach Angaben zwischen vier und 14 Zivilisten ums Leben. Zudem steht der
Vorwurf im Raum, dass Sicherheitskrafte getotete Zivilisten manchmal als Kampfer bezeichnen wirden, um die
Statistik zu schénen. Die derzeit stattfindenden Kdmpfe fihren jedoch nicht zu einer Vertreibung der Zivilbevélkerung.

Bis Mai 2011 hatte der EGMR in rund 180 Fallen Verletzungen der Artikel 2 und 3 der EMRK bei Einsatzen der
Sicherheitskrafte in Tschetschenien festgestellt. 60% der Beschwerden betrafen das Verschwinden von Personen. [...]
Die andauernden Muster der Straffreiheit fur solch ernsthafte Verletzungen zahlen zu den hartnackigsten
Menschenrechtsproblemen im Nordkaukasus. Es gab sicherlich mehrere positive Schritte wie die Einrichtung von
Untersuchungskomitees, die Unterstitzung der Teilnahme von Opfern bei der strafrechtlichen Verfolgung und die
Verkiindung mehrerer Direktiven hierzu. Viele Untersuchungen ergeben jedoch keinerlei Ergebnisse; in Fallen, in
denen Behorden selbst in Verbrechen involviert waren bestehen Zweifel, inwieweit diese mit den
Untersuchungsbehérden die notwendige Kooperation ermdglichen kénnen.

(Council of Europe - Commissioner for Human Rights: Report by Thomas Hammarberg Commissioner for Human
Rights of the Council of Europe Following his visit to the Russian Federation from 12 to 21 May 2011, 6.9.2011)

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) will sicherstellen, dass die Polizei und Truppen des
Innenministeriums, welche Sicherheitsoperationen durchfihren, die Gesetze kennen. Daher fiihrte das Komitee
zwischen Juni 2010 und Janner 2011 Informationsveranstaltungen fir Sicherheitskrafte durch. Zudem fihrt das IKRK
regelmaligen Dialog mit foderalen und lokalen Exekutivbehdrden Uber Festnahmen, Inhaftierungen und
Gewaltanwendung.

(ReliefWeb: Russian Federation/Northern Caucasus: ICRC maintains aid effort, 1.3.2011,
http://www.reliefweb.int/rw/rwb.nsf/db900SID/JARR-8EJHNK?OpenDocument&rc=4&emid=ACOS-635PN7)

In den letzten Jahren kehrten nicht nur tausende Binnenfllichtlinge in ihre Hauser zurlck, sondern auch
Tschetschenen, die nach Europa fliichteten. Das subjektive Unsicherheitsgefihl verhindert eine solche Ruckkehr
scheinbar nicht. Dennoch darf nicht auler Acht gelassen werden, dass in Tschetschenien weiterhin
Menschenrechtsverletzungen wie willkirliche Verhaftungen oder unmenschliche Behandlung durch Sicherheitskrafte
stattfinden und fragwirdige MaRnahmen wie die Kollektivbestrafung von Kadyrow und anderen tschetschenischen
Amtstragern gutgeheilen werden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 5)

2.2. Die Rebellen



Die tschetschenische Rebellenbewegung entwickelte sich bereits vor Ausbruch des zweiten Krieges immer mehr von
einer separatistischen hin zu einem islamistischen Netzwerk und radikalisierte sich im Verlauf der Kriegsjahre
erheblich. Damit einher ging die Ausbreitung der Gewalt auf die Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan, wo
die Sicherheitslage mittlerweile als prekarer als in Tschetschenien gilt, sowie in geringerem Ausmal3 auch auf
Kabardino-Balkarien, Karatschajewo-Tscherkessien und Nordossetien. Durch die Ausrufung des "Kaukasus Emirats"
durch Doku Umarow (Emir Abu Usman) Ende Oktober 2007 wurde offensichtlich, dass sich der tschetschenische
Widerstand nunmehr als Teil einer pankaukasischen islamischen Bewegung betrachtet, deren Ziel nicht die

"o

Unabhangigkeit der Republik, sondern vielmehr die "Befreiung" der derzeit "von den Russen besetzten" "islamischen
Lande" von "Unglaubigen" ist. Grundsatzlich kann die tschetschenische Rebellenbewegung daher heute nicht mehr
losgeldst von den im gesamten Nordkaukasus agierenden Rebellengruppen betrachtet werden. Die einzelnen
Gruppen des die Republiksgrenzen Uberschreitenden Netzwerks stehen zwar miteinander in Verbindung, handeln

jedoch weitgehend autonom und diirften einzelne Angriffe auch nicht miteinander koordinieren.

Die tatsachliche Anzahl der Kampfer ist unklar, Schatzungen reichen von 50 bis 60 (Aussagen Kadyrows) tber rund 500
(FSB) bis zu 1.500 Mann (einzelne unabhangige Beobachter in Tschetschenien). Doku Umarow gab im Marz 2010 an,
die Anzahl der Mudschaheddin im gesamten Nordkaukasus ldge zwischen 10.000 und 30.000 Mann, bei
entsprechenden Ressourcen konnte er finf- bis zehnmal so viele anfihren. Wahrend die Angaben Kadyrows zu niedrig
angesetzt sind (allein 2009 sollen offiziellen Angaben zufolge 190 Kdmpfer in Tschetschenien ums Leben gekommen
sein, in den ersten sieben Monaten 2010 51), sind jene Umarows sicherlich stark Ubertrieben.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-15)

Verfolgungshandlungen von Unterstitzern der Kdmpfer im zweiten Tschetschenienkrieg kénnen eher vorkommen als
bei Unterstitzern der Kampfer des ersten Krieges, wo eine Vorfolgung heutzutage eher auszuschlieen ist.
Entscheidend fur eine Verfolgung ist, wie aktiv ein Kdmpfer tatsachlich involviert war oder gegebenenfalls immer noch
ist. Andererseits werden fuhrende Posten in der Verwaltung von ehem. Rebellenkommandanten, die zu Kadyrow
Ubergewechselt sind, eingenommen. Bei Unterstitzern des Widerstands im ersten und zweiten Tschetschenienkrieg
vor 2005 sind einzelne Verfolgungshandlungen jedoch nicht ganzlich ausgeschlossen. Familienmitglieder und
UnterstUtzer von derzeit aktiven Rebellen sind, sofern sie als solche bekannt sind, sicherlich einer Bedrohung durch
staatliche Organe ausgesetzt. Falle strafrechtlicher Verfolgung von Unterstitzern von Rebellen sind bekannt. Die
ergriffenen MaBnahmen wie etwa Hausniederbrennungen finden nicht offiziell statt, werden aber geduldet, wenn
nicht sogar durch Aussagen hoher Regierungsbehdrden bis hin zu Prasident Kadyrow informell geférdert.

(Analyse der Staatendokumentation, Tschetschenien - Gefdhrdungseinschatzung: Menschenrechtsaktivisten und
Unterstltzer (von ehemaligen) Widerstandskdmpfern vom 09.09.2009, Seite 13 und 14

COIl Workshop "Frauen in Tschetschenien" am 17.02.2012)
2.2.1. Das Vorgehen der Rebellen

In den ersten Jahren des zweiten Krieges kampften ganze Armeedivisionen und Brigaden russischer Truppen gegen die
Rebellen. Nachdem es den foderalen Truppen gelungen war, groRBe Kampfverbdnde zu besiegen, gingen die
Auseinandersetzungen in einen Guerillakrieg Uber. In den ersten Monaten des zweiten Tschetschenienkrieges waren
die russischen Truppen, die sich vor allem auf die als Hochburgen der Rebellen geltenden sidlichen Regionen der
Republik konzentrierten, beinahe taglich Bombenanschlagen und Angriffen durch Heckenschitzen ausgesetzt. Die
Starke und Krafte der Kimpfer nahmen ab 2002 und deutlich mit 2004 ab, die Haufigkeit militarischer Aktionen ging
zurtick. Nachdem viele hochrangige Kommandeure der ersten Generation liquidiert worden waren, - namlich im Marz
2002 Ibn al-Chattab, im Janner 2003 Ruslan Gelajew, im Marz 2005 Aslan Maschadow, im Juni 2006 Abdul-Chalim
Sadulajew und im Juli 2006 Schamil Bassajew - verlor die Rebellenbewegung in Tschetschenien insgesamt an
Schlagkraft. Die jingsten Anschlage im russischen Kernland - jener auf den Zug Newski-Express im November 2009
und die Moskauer U-Bahn im Marz 2010 - gingen Bekennerschreiben zufolge zwar ebenfalls auf das Konto
nordkaukasischer Rebellen, allerdings vermutlich nicht tschetschenischer.

Heutzutage teilt sich die Rebellenbewegung in Tschetschenien in kleine, extrem mobile und unabhangige Gruppen von
Kampfern, die sich im gesamten Nordkaukasus praktisch mehr oder weniger frei bewegen kénnen.



(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foéderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16)

2.2.2. Schwachung der Rebellenbewegung

Es kamen zahlreiche AnfUhrer des Kaukasus Emirats ums Leben, darunter auch tschetschenische. Zuletzt wurde am
21. August 2010 der "Emir von Grosny", Chamsat Schamilew, bei einem Sondereinsatz getttet. Gerade in
Tschetschenien selbst gelang es im Gegensatz zu Dagestan, Inguschetien und Kabardino-Balkarien aber nicht, auch
bedeutende Fuhrungspersénlichkeiten wie Doku Umarow, festzunehmen oder zu liquidieren. Ob die Tétung von
Fihrungspersonlichkeiten zu einer Schwachung der tschetschenischen Rebellenbewegung flihren warde, ist fraglich.
Das Beispiel der anderen Republiken zeigt, dass dies zumindest kurzfristig nicht zu einer entscheidenden Schwachung

der einzelnen Dschamaat flihrt.

Die nordkaukasische Widerstandsbewegung wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert. Radikal-
islamisches Gedankengut findet jedoch in Tschetschenien kaum Sympathien in der Bevolkerung, die Islamisten kénnen
sich durch den hohen Repressionsdruck nicht frei in der Offentlichkeit bewegen. Obwohl die radikal-islamische
Ausrichtung einige Manner abschrecken soll sich den Kampfern anzuschlieBen, scheint die nordkaukasische
Rebellenbewegung keine Probleme zu haben, neue Mitglieder zu rekrutieren. Obwohl die Rekrutierung neuer
Mitglieder kein Problem darstellt, gehen den tschetschenischen Kampfern einigen Beobachtern zufolge zusehends die

Ressourcen aus, da es Kadyrow und russischen Sicherheitskraften gelungen sei, ihre Versorgungslinien abzuschneiden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16-18)

Die tschetschenischen Sicherheitskrafte unterstehen fast allesamt dem tschetschenischen Innenministerium. Nach
Auflosung der beiden Bataillons Sapad und Wostok, die direkt dem russischen Verteidigungsministerium unterstanden
hatten, stehen in der Praxis alle Sicherheitskrafte in Tschetschenien unter der direkten Kontrolle Ramzan Kadyrows
oder sind ihm loyal, da es Kadyrow im Laufe der Jahre gelungen war, nahezu das gesamte Innenministerium mit
Vertrauenspersonen zu besetzen

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 9)

Die tschetschenische Polizei hat nach Angaben des tschetschenischen Innenministers Ruslan Alchanow seit dem
Jahresbeginn (2011) 13 Extremisten vernichtet und 41 mutmaRliche Teilnehmer gesetzwidriger bewaffneter Gruppen
festgenommen. Weitere zehn Mitglieder der bewaffneten Formationen stellten sich selbst, hiel3 es. "Die illegalen
bewaffneten Gruppen in Tschetschenien sind in der letzten Zeit betrachtlich geschrumpft und bekommen praktisch
keine personelle Auffullung mehr", so der Minister. "Die unbedeutenden Reste dieser Gruppen sind nicht in der Lage,
etwas zu andern, geschweige denn die Lage in der Republik Tschetschenien zu destabilisieren."

(Ria Novosti: Empfindliche Verluste bei Extremisten, 24.4.2011, http://de.rian.ru/russia/20110424/258932158.html,
Zugriff 1.6.2011)

2.2.3. Neuerliche Gewalt durch Rebellengruppen

Als Grunde fur den neuerlichen Gewaltausbruch werden nicht nur religioser Extremismus und ethnischer
Separatismus genannt. Auch die autoritdre Politik Kadyrows und die durch russische und tschetschenische
Sicherheitskrafte begangenen Menschenrechtsverletzungen werden als Ausldser genannt. Wie bereits erwahnt werden
Armut und die schlechte wirtschaftliche Lage sowie die weit verbreitete Korruption und Clanwirtschaft ebenso dafur
verantwortlich gemacht, den Zulauf aus der tschetschenischen Bevdlkerung zur Widerstandsbewegung nicht abreil3en

zu lassen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-18)

Am 19.10.2010 drangen Terroristen sogar bis zum schwer bewachten Parlament in Grosny vor. Aus bisher ungeklarten
Grinden gelang es drei Terroristen die Sperre vor dem Parlamentsgebdude zu passieren. Einer der Angreifer sprengte
sich davor in die Luft, zwei Untergrundkampfer drangen in das Gebdude ein, lieferten sich im Erdgeschoss ein
Feuergefecht mit den tschetschenischen Sicherheitskraften und sprengten sich dann selbst in die Luft. Aul3er den
Terroristen wurden bei dem Uberfall drei Personen getdtet, darunter zwei Polizisten und ein tschetschenischer Zivilist.



17 Personen, darunter sechs Polizisten und elf Zivilisten, wurden verletzt. Mit dem Uberfall zeigten die Separatisten,
dass sie auch in Tschetschenien, wo es in den letzten Jahren weit weniger Anschlage gegeben hatte, als in den
Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan, noch handlungsfahig sind.

(Eurasisches Magazin: Der Terror in Tschetschenien ist zurtiick vom 06.12.2010)

Am 6. Juli 2010 forderte Putin im sddrussischen Kislowodsk eine Amnestie fur die Untergrundkampfer im
Nordkaukasus. Damit bewies er, dass man mit allen Mitteln Frieden erreichen will.

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Fodderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 5)

2.3. Menschenrechtsaktivisten und Gegner Kadyrows:

Immer wieder kam es zu ZusammenstoRen zwischen verschiedenen offiziellen tschetschenischen Einheiten,
insbesondere zwischen solchen unter der Kontrolle Kadyrows und jenen unter der Kontrolle von Personen, die
gemeinhin als seine personlichen Gegner bezeichnet wurden, wie zum Beispiel der mittlerweile ermordete Sulim
Jamadajew und der nunmehr aus Tschetschenien vertriebene Said-Magomed Kakijew. Bei diesen ZusammenstéRen
kam es auch zu Todesfallen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
10)

Seit 2009 wurde eine zunehmende Zahl von Menschenrechtsverteidigern aus dem Nordkaukasus drangsaliert,
geschlagen, entfuhrt und getdtet. Auch der tschetschenische Prasident Ramzan Kadyrow beschuldigte am 3. Juli 2010
in einem Fernsehinterview Journalisten und Menschenrechtsaktivisten, vom Ausland bezahlt zu sein, und bezeichnete
sie als "Verrater, welche "die |dee des Mutterlands verkauft" hatten, zudem als "Feinde des Volkes, Feinde des
Gesetzes, Feinde des Staates".

(Schweizerische Fllchtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 14-15)

Einer der zuletzt bekannt gewordenen Falle betrifft den kritischen politischen Journalisten der Tageszeitung
"Kommersant" Oleg Kaschin, der am 06.11.2010 vor seinem Haus von Unbekannten zusammengeschlagen und schwer

verletzt wurde.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 9)

3. Versorgungslage

Die Lebensumstande fur die Mehrheit der tschetschenischen Bevoélkerung haben sich nach Angaben von
internationalen Hilfsorganisationen in den Jahren seit 2007 deutlich verbessert. Die Staatsausgaben in Tschetschenien
pro Einwohner sind doppelt so hoch wie im Durchschnitt des sudlichen Féderalen Bezirks. Durch die in den letzten
zehn Jahren - groB3teils durch foderale Gelder - durchgefiihrten Programme und Projekte konnte der Wiederaufbau in
der Tschetschenischen Republik vorangetrieben werden. Kadyrow mdchte eine Art "Dubai des Kaukasus"(Uwe
Halbach) aus Tschetschenien machen. Sowohl in die soziale, als auch in die technische Infrastruktur wurde investiert:
In den Bau und die Renovierung von Wohnungen, medizinischen Einrichtungen, Schulen, Kaufhdusern, StrafRen,
Kanalisation, Stromversorgung u. a. Die ehemals zerstdrte Hauptstadt Tschetscheniens Grosny ist inzwischen fast
vollstandig wieder aufgebaut - dort gibt es mittlerweile auch wieder einen Flughafen. Nach Angaben der EU-
Kommission findet der Wiederaufbau Uberall in der Republik, insbesondere in Gudermes, Argun und Schali, statt.
Mitarbeiter von Hilfsorganisationen melden, dass selbst in kleinen Dorfern Schulen und Krankenhduser aufgebaut
werden. Die Infrastruktur (Strom, Heizung, flieBendes Wasser, etc.) und das Gesundheitssystem waren nahezu
vollstandig zusammengebrochen, doch zeigen Wiederaufbauprogramme und die Kompensationszahlungen Erfolge.
Missmanagement, Kompetenzgemenge und Korruption verhindern jedoch in vielen Fallen, dass die Gelder fur den
Wiederaufbau sachgerecht verwendet werden. Die humanitdren Organisationen reduzieren langsam ihre
Hilfstatigkeiten; sie konstatieren keine humanitare Notlage, immer noch aber erhebliche Entwicklungsprobleme. Der
Schulbesuch ist grundsatzlich méglich und findet unter zunehmend glinstigen Bedingungen statt.



(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 23, Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Fdderation - Republik
Tschetschenien, Dezember 2011, Seite 5)

3.1. Wohnsituation

Laut Beurteilung des tschetschenischen Eigentumsministeriums sowie des Wohnungsministeriums ist das
Privateigentum anderer flr Tschetschenen unantastbar. Aus diesem Grunde werden Hauser von Tschetschenen, die
ausgereist sind, nicht von anderen Personen oder vom Staat in Besitz genommen. Es wurde in den diesbezlglichen

Stellungnahmen sogar soweit ausgeholt, dass Hauser so lange leer stehen wirden, bis der Besitzer zurtickkame.

(Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Féderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite 23-24)

Im Juli 2003 flhrte die Regierung Kompensationszahlungen ein. Im Rahmen dessen sollten Personen, deren gesamtes
Eigentum zerstort worden war, 350.000 Rubel bekommen. Der féderalen Regierung zufolge hatten bis Ende 2004
39.000 Personen solche Kompensationszahlungen erhalten. Zusatzlich zu Regierungsprogrammen unterhalten
humanitdre Organisationen Programme zur Beschaffung von Unterkinften. Zwischen 2000 und 2007 wurden in

Tschetschenien rund 20.000 Hauser mit der Hilfe humanitérer Organisationen repariert oder aufgebaut.
(BAA - OIF, Soziale Infrastruktur in Tschetschenien; August 2009, Seite 9)

Wohnraum bleibt ein grof3es Problem. Nach Schatzungen der Vereinten Nationen wurden wahrend der kriegerischen
Auseinandersetzungen seit 1994 ber 150.000 private Hauser sowie ca. 73.000 Wohnungen zerstoért. Die Auszahlung
von Kompensationsleistungen far kriegszerstortes Eigentum ist noch nicht  abgeschlossen.
Nichtregierungsorganisationen berichten, dass nur rund ein Drittel der Vertriebenen eine Bestatigung der
Kompensationsberechtigung erhalte. Viele Riickkehrer bekdmen bei ihrer Ankunft in Grosny keine Entschadigung, weil
die Behdrden sich weigerten, ihre Dokumente zu bearbeiten, oder weil ihre Namen von der Liste der Berechtigten
verschwunden seien. Verschiedene Schatzungen, u.a. des ehemaligen Menschenrechtsbeauftragten des Europarates

Gil Robles, gehen davon aus, dass 30-50% der Kompensationssummen als Schmiergelder gezahlt werden mussen.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 24)

3.2. Nahrungsversorgung

Hinsichtlich der Verfigbarkeit und der Kosten von Grundnahrungsmitteln ist auf die Mentalitat des tschetschenischen
Volkes zu verweisen, diese hat es laut Einschatzung des tschetschenischen Landwirtschaftsministeriums ermdglicht,
dass die Menschen selbst wdhrend der beiden Kriege genug zu essen hatten. Laut Beurteilung des
Landwirtschaftsministeriums gibt es aufgrund der gegenseitigen Hilfe und Unterstitzung der tschetschenischen
Bevolkerung auch heutzutage keine Familie in Tschetschenien, die sich nicht die Lebensmittel kaufen kann, welche sie
bendtigt.

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

23)

Das Notfall- und Rehabilitationsprogramm im Nordkaukasus soll fur die Ernahrungssicherheit und Erndahrung durch
"Empowerment" gefahrdeter Bevolkerungsgruppen sorgen. Diese Ziele sollen dadurch erreicht werden, indem man
die landwirtschaftliche und die auf Viehzucht basierende Produktion wieder aufnimmt und gleichzeitig verstarkt neue
Kenntnisse Uber Erndhrung und Klein-Farmbetriebe anwendet.

Die FAO (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation) nahm am Inter-Agency-Transitional-Arbeitsplan fir den
Nordkaukasus 2007 teil, der die Durchfuhrung von Aktivitdten zur Verbesserung der Ernahrungssicherheit und
Starkung landlicher Existenzmaoglichkeiten in der Region beabsichtigt. Insbesondere gehdren zu den wichtigsten Zielen
der FAO im Bereich der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Produktion die Wiedereingliederung von sozial
benachteiligten Gruppen, die Bereitstellung von landwirtschaftlichen Betriebsmitteln fur Einkommen schaffende
MalRnahmen, der Wiederaufbau der wichtigen landwirtschaftlichen Infrastruktur, die Gewahrung von Dienstleistungen
sowie die Starkung der institutionellen Kapazitaten in der Landwirtschaft.



(Homepage der FAO (Ernahrungs- und Landwirtschaftsorganisation), Zugriff am 11. Janner 2011,
http://www.fao.org/countries/55528/en/rus/)
3.3. Arbeitslosigkeit und soziale Lage

Wichtigstes soziales Problem ist die Arbeitslosigkeit und groBe Armut weiter Teile der Bevolkerung. Nach Schatzungen
der UN waren 2008 ca. 80% der tschetschenischen Bevolkerung arbeitslos und verfigen tUber Einklinfte unterhalb der
Armutsgrenze (in Hohe von 2,25 USD/Tag). Haupteinkommensquelle ist der Handel. Andere legale
Einkommensmaglichkeiten gibt es kaum, weil die Industrie Uberwiegend zerstort ist. Minen verhindern die Entwicklung
landwirtschaftlicher Aktivitaten. Geld wird mit illegalem Verkauf von Erddl und Benzin verdient; zahlreiche Familien
leben von Geldern, die ein Ernahrer aus dem Ausland schickt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 23)

Die offizielle Arbeitslosenrate ist in den letzten Jahren gesunken, ist aber nach wie vor ein grolRes Problem. Die
inoffizielle Arbeitslosenrate wird weit hoher geschatzt, ein nicht unbetrachtlicher Teil der Bevdlkerung durfte aber im
informellen Sektor Einkommen schopfen, bzw. aus landwirtschaftlichem Eigenanbau konsumieren. Unterstiitzung aus
der Familie hat in der Republik groRBe Tradition. Wenngleich Korruption auch im Bereich der Sozialbeihilfen bestehen
durfte, so sind in der Tschetschenischen Republik grundsatzlich dieselben foderalen sozialen Unterstitzungen wie in
der gesamten Russischen Foderation verfugbar. Zudem gibt es Sozialbeihilfen auf Ebene der Republik, wie

beispielsweise finanzielle Untersttitzung zur Grindung eines Kleinunternehmens oder Finanzhilfen far Behinderte.

Putin rief dazu auf, die Wirtschaft der Nordkaukasus-Region anzukurbeln. Um den Riickstand gegenlber anderen
Regionen aufzuholen, brauche der Nordkaukasus laut Aussagen Putins rund zehn Prozent Wirtschaftswachstum
jahrlich und sei die Bekampfung der Arbeitslosigkeit dulerst wichtig. Innerhalb von zehn Jahren sollen laut Putin
mindestens 400.000 neue Arbeitsplatze im Nordkaukasus entstehen. Beim Wiederaufbau gibt es bereits Erfolge zu
verzeichnen. In den vergangenen zwei Jahren sind in Tschetschenien beispielsweise 53 Schulen und 35 medizinische

Einrichtungen in Betrieb genommen worden, deren Bau der Staat finanziert hat.

Im Rahmen eines seit 2008 laufenden Programms werden Personen unterstutzt, die sich selbst einen Arbeitsplatz

schaffen:

Arbeitslose, die einen kleinen Betrieb eréffnen, werden mit einer einmaligen Zahlung von 58.000 Rubel geférdert. Stellt
man Arbeiter ein, erhalt man fur jeden Angestellten wiederum 58.000 Rubel. Insgesamt wurde das Programm bislang
von 5.481 Personen in Anspruch genommen, 3.498 davon kamen aus dem landlichen Raum. Zudem gibt es ein
Programm zur Weiterbildung oder Umschulung - das "Programm fur zusatzliche MaBnahmen fur die Entwicklung von
Arbeitsstellen". Hier werden fir Personen, die sich weiterbilden wollen, Stipendien in der H6he von 850 Rubel pro
Monat vergeben. Diese MaBnahmen sollen zusatzlich die Arbeitslosenrate senken, um die soziale und wirtschaftliche
Stabilitat der Bevolkerung zu férdern. Zur Unterstitzung von Arbeitslosen wurde in Stawropol ein Ressourcen-Zentrum
errichtet, wo verflugbare Arbeitsstellen bestimmt und die Daten der Arbeitslosen im Nordkaukasus gesammelt werden.
Die Bewohner des Nordkaukasus kénnen sich dort melden und um Arbeitsplatze in anderen Regionen der Russischen
Foderation ansuchen.

Fur Alte und Invalide gibt es auch Untersttitzung in Form von Lebensmittelhilfe. In jeder Region der Republik gibt es
mittlerweile lokale Zentren, die sich mit diesen Fragen vor Ort beschaftigen. Diese Stellen suchen auch selbst
bedurftige Personen, die sich nicht von selbst bei ihnen melden. Hierbei handelt es sich vor allem um alte und invalide
Menschen. Diese Zentren machen auch ein Monitoring, wer was in welchem Umfang bendtigt. GemaR der
Notwenigkeit werden dann finanzielle Hilfe, arztliche Versorgung und materielle Unterstitzung zur Verfigung gestellt.
Zudem gibt es stationare Einrichtungen flr Personen, die in vollem Umfang versorgt und gepflegt werden mussen (z.
B. Altenheime).

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Foderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 4, Bericht der
Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Foderation - Republik Tschetschenien, Dezember 2011,
Seite 5, 6, 37, 38)

3.4. Medizinische Versorgungssituation



Medizinische Grundversorgung ist in Tschetschenien flachendeckend gewahrleistet. Spezialisierte Kliniken sind nur in
der Hauptstadt Grosny verflgbar, was aber in Anbetracht der GrofRe der Republik (ungefahr der Steiermark) zu
verstehen ist. Grundsatzlich ist medizinische Versorgung kostenlos, auf die allseits verbreitete Korruption muss aber
auch hier hingewiesen werden. Fir Behandlungen, die in Tschetschenien nicht verfiigbar sind, besteht die Moglichkeit,
zur Behandlung nach Stawropol (Distanz zu Grosny ca. 450 km), nach Moskau oder in andere russische Stadte zu

reisen.

Die Gesundheitsversorgung stellt auch in dem "Zielprogramm fur den sozialen und wirtschaftlichen Wiederaufbau
2008-2011" einen Schwerpunkt dar. Dieses Programm umfasste direkte finanzielle Unterstitzung fur medizinisches
Personal, zur Verfigung stellen von diagnostischen Geraten fur Ambulanzen, andere ambulante Dienste und
Polykliniken, Impfprogramme mit besonderem Schwerpunkt auf Kinderimpfungen sowie medizinische Versorgung in
der Schwangerschaft und Zulieferungen. GroRere Teile der Geldmittel werden fur NotfallmaBnahmen fur
Tuberkulosebehandlungen, insulare Diabetesdiagnose,

-behandlung und -pravention, den Wiederaufbau und der Entwicklung der Onkologie, NotfallmaBnahmen fir HIV/AIDS
Pravention, Impfung und Pravention von Infektionskrankheiten sowie fir komplexe MaBBnahmen gegen
Drogenmissbrauch aufgewendet. Insbesondere seit 2006 zeigen sich im Gesundheitssektor erste Anzeichen einer
Erholung. Diese Erholung ist an verschiedenen Kennzahlen ersichtlich: Auf 10.000 Einwohner kamen bereits im Jahr
2007 73,2 Krankenhausbetten, 22,5 Arzte, sowie 66,7 weiteres medizinisches Personal. Insgesamt gab es 2007 62
Krankenhduser, 79 ambulant behandelnde Polikliniken, 185 Stellen fur arztliche Betreuung und Geburtshilfe und funf
Zentren flr ansteckende Krankheiten. Dies stellt in jedem der Bereiche einen signifikanten Anstieg im Vergleich zum
Jahr 2006 dar.

(Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite 6, IOM - International Organistion for Migration: Study on the Situation and Status of Russian
Nationals from the Chechen Republic receiving Basic Welfare Support in Austria, 2009, Analyse der
Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009, Seite 6)

Zur aktuellen Lage der medizinischen Versorgung liegen unterschiedliche Einschatzungen vor. Durch die Zerstérungen
und Kampfe - besonders in der Hauptstadt Grosny - waren medizinische Einrichtungen weitgehend nicht mehr
funktionstlichtig. Nach Angaben der VN-Entwicklungshilfeorgansiation UNDP entspricht die Dichte der Polikliniken in
einigen Bezirken nur 20 % des russischen Durchschnitts. Dabei treten einige stressbedingte Krankheiten laut
tschetschenischem Gesundheitsministerium zehn- bis finfzehnmal haufiger auf als vor dem Krieg. Nach Angaben des
IKRK soll die Situation der Krankenhauser fiir die medizinische Grundversorgung dank internationaler Hilfe inzwischen
aber ein Niveau erreicht haben, das dem durchschnittlichen Standard in der Russischen Fdéderation entspricht.
Problematisch bleibt jedoch auch laut IKRK die Personallage im Gesundheitswesen, da viele Arzte und medizinische
Fachkrafte Tschetschenien wahrend der beiden Kriege verlassen haben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 24)

Es gibt derzeit nach Auskunft des Gesundheitsministers insgesamt rund 368 medizinische Einrichtungen, wie (Rajon-
und Republiks-)Krankenhduser und Polykliniken. Die Polykliniken sind Ambulanzen, in denen (Vorsorge-
)Untersuchungen und ambulante Behandlungen durchgefihrt werden. Der Auskunft des Gesundheitsministeriums
zufolge gibt es in jeder Siedlung der Republik medizinische Einrichtungen. Es gibt drei Krankenhauser fir psychisch
Kranke sowie weitere Krankenhduser, die sich mit Personen, welche an der Schwelle zu psychischen Krankheiten
stehen, beschaftigen. Es gibt unter anderem 22 Rajons- und 32 Republikseinrichtungen fur medizinische Behandlung

und Prophylaxe in der Republik sowie in Grosny allein weitere 26 medizinische Einrichtungen

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Féderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

48)

Diverse Erkrankungen wie Hepatitis C, Coronare Herzkrankheiten, Posttraumatische Belastungsstérungen und sogar
DES-Stent-Implantationen etc. kdnnen laut Anfragebeantwortung der Staatendokumentation in der Russischen
Foderation (und in der Tschetschenischen Republik) behandelt und nachversorgt werden. In Tschetschenien ist die



Versorgung mit medizinischen Spezialisten noch immer unzureichend und komplizierte Falle werden fur die
Behandlung und Nachsorge von ihren ortlichen Kliniken in die nachsten Stadte (Krasnodar, Rostov-on-Don,
Machatschkala) Gberwiesen.

(Anfragebeantwortung der Staatendokumentation, Russische Foderation vom 10.08.2010, Seite 2)

Es gibt auBerdem eine Vereinbarung mit China zur Behandlung von Kindern mit Geburtsfehlern und wurden in diesem
Rahmen bereits einige Behandlungen durchgefihrt.

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

46)

Die offiziellen Statistiken zeigen, dass der Wiederaufbau der Infrastruktur fir medizinische Versorgung in den letzten
Jahren fortgeschritten ist. Krankenhduser und Polikliniken wurden wieder aufgebaut. Auch psychologische
Behandlungsmaglichkeiten bestehen grundsatzlich, wobei bei der Betreuung von traumatisierten Kindern besonders
UNICEF engagiert tatig ist. Internationale Organisationen stellen mittlerweile nicht mehr nur Nothilfe zur Verfagung,
sondern fachmedizinische Versorgung sowie auch Schulungsmalinahmen fiir medizinisches Personal vor Ort. Einzelne
von Organisationen unterstiitzte Programme, wie etwa das Tuberkuloseprogramm von Arzte ohne Grenzen, werden
schrittweise an lokale Stellen Gbergeben. Diese nachhaltigen MaBnahmen sind weitere Hinweise darauf, dass sich die
Lage in gewissen Bereichen auch nach Einschatzung dieser Organisationen mittlerweile so weit gebessert hat, dass
solch nachhaltige MaBnahmen bzw. sogar ein Rickzug ihrerseits méglich sind.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 10)

Durch die Erhéhung der Quoten auf medizinischen Bildungseinrichtungen versucht man dem Personalmangel
entgegenzuwirken. Auch die von elf Internationalen Organisationen durchgefiihrten Schulungsmalinahmen kénnen zu
einer sukzessiven Besserung des Personalmangels beitragen. Zumindest die medizinische Grundversorgung hat
bereits wieder das Vorkriegsniveau erreicht. Dies ist in Anbetracht der Tatsache, dass Monate nach Ausbruch des
zweiten Tschetschenienkrieges rund 70% der medizinischen Infrastruktur als zerstort galten, nicht unbeachtlich.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 10-11)

3.4.1. Psychologische Bertreuung in Tschetschenien

Der Nichtregierungsorganisation Vesta zufolge kdnnen psychische Erkrankungen beispielsweise in dem
Republiksambulatorium fir Neuropsychologie (Grosny), in dem Republikskrankenhaus "Samaschkin" (Zakan-Jurt im
Bezirk Atschchoi-Martan) und im Darbachin-Republikskrankenhaus (Braguny im Bezirk Gudermes) behandelt werden.
Auch Internationale und Nichtregierungsorganisationen sind im Bereich der psychiatrischen Versorgung tatig.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 9)

UNICEF entwickelte in Tschetschenien ein neues Programm, um Posttraumatische Belastungsstérung bei Kindern und
ihren Familien zu behandeln. In einer ersten Phase wurden 14 psychosoziale Rehabilitierungszentren in sieben
tschetschenischen Bezirken erdffnet. UNICEF arbeitete mit lokalen Behérden und NRO zusammen, um passende
Raumlichkeiten zu finden, Psychologen und andere Mitarbeiter auszubilden, und Studien Uber die Auswirkungen des
Konfliktes auf Kinder durchzufihren. 50 lokale Kinderfachkrafte wurden mit Hilfe von Psychotherapeuten aus Israel
und St. Petersburg ausgebildet. Zur Koordinierung des Programms wurde ein psychosoziales Fuhrungskomitee mit den
tschetschenischen Behdrden eingerichtet. Der Psychosoziale Aktionsplan 2008-2012 soll ein SchlUsselinstrument zur
Linderung der Konfliktauswirkungen auf Kinder werden.

(UNICEF: Russian Federation - Projects in the North Caucasus - Psycho-social recovery, ohne Datum,
http://eng.unicef.ru/program_unicef/north_caucasus/recovery/, Zugriff 1.6.2011)

Mit Stand Marz 2008 wurden 19 solcher von UNICEF unterstitzten psychosozialen Zentren in Tschetschenien
betrieben, im Janner 2009 waren es bereits 29. Fur 2009 war die Errichtung 17 weiterer Zentren geplant. In den
Zentren wurden neben Psychologen auch jugendliche Freiwillige sowie Praktikanten von den tschetschenischen



Universitaten beschaftigt.

(UNICEF: Russian Federation - Newsline - Help for children psychologically affected by war in Chechnya, 04.03.2008,
http://www.unicef.org/infobycountry/russia_43075.html, Zugriff 1.6.2011 / UNICEF New Zealand: UNICEF will open 17
new psychosocial recovery centres in Chechnya, 11.02.2009 http://www.unicef.org.nz/article/680/UNICEFwillopen

17newpsychosocialrecoverycentresinChechnya.html, Zugriff 1.6.2011)
3.5. Ruckkehrer
3.5.1. Derzeitige Situation von Riickkehrern

Eine Ruckkehr von Tschetschenen in die Russische Foderation ist moglich, die meisten tschetschenischen Riickkehrer
aus dem Ausland kehren in die Tschetschenische Republik zurtick. Da in der Russischen Foderation Bewegungsfreiheit
gilt, koénnen sich aber ethnische Tschetschenen auch in jedem anderen Teil Russlands niederlassen. Das
Rickkehrerprogramm von Osterreich wird nach Auskunft von I0M Moskau von den lokalen Behérden weitgehend
akzeptiert. Durch die Unterstutzung bei der Reintegration und durch die Kontakte von IOM mit den Riuckkehrern Gber
NRO konnte man bestatigen, dass bislang keine Rlckkehrer in Tschetschenien Probleme hatten. Rickkehrer, die
Reintegrationshilfe erhalten, sollen nachhaltig zurtickkehren, das heif3t, nicht erneut ausreisen.

Dem Auswartigen Amt sind keine Falle bekannt, in denen russische Staatsangehorige bei ihrer Ruckkehr nach
Russland allein deshalb staatlich verfolgt wurden, weil sie zuvor im Ausland einen Asylantrag gestellt hatten. Ebenso
liegen dem Auswartigen Amt keine gesicherten Erkenntnisse darlber vor, ob Russen mit tschetschenischer
Volkszugehorigkeit nach ihrer Rickfihrung besonderen Repressionen ausgesetzt sind. Solange der Tschetschenien-
Konflikt nicht endgtltig gelost ist, ist davon auszugehen, dass abgeschobene Tschetschenen besondere
Aufmerksamkeit durch russische Behorden erfahren. Dies gilt insbesondere fur solche Personen, die sich gegen die
gegenwartigen Machthaber engagiert haben bzw. denen die russischen Behdrden ein solches Engagement
unterstellen, oder die im Verdacht stehen, einen fundamentalistischen Islam zu propagieren.

Der Kontrolldruck gegeniber kaukasisch aussehenden Personen hat etwas abgenommen, wenngleich russische
Menschenrechtsorganisationen nach wie vor von einem willkirlichen Vorgehen der Miliz gegen Kaukasier allein wegen
ihrer ethnischen Zugehdrigkeit berichten. Kaukasisch aussehende Personen stiinden unter einer Art Generalverdacht.
Personenkontrollen (Ausweis, Fingerabdricke) auf der Stral3e, in der U-Bahn und Hausdurchsuchungen (haufig ohne
Durchsuchungsbefehle) finden statt, haben aber an Intensitat abgenommen. Laut Auskunft des Auswartigen Amtes
sind keine Anweisungen der russischen Innenbehdrden zur spezifischen erkennungsdienstlichen Behandlung von
Tschetschenen bekannt. Kontrollen von kaukasisch aussehenden oder aus Zentralasien stammenden Personen
erfolgen seit Jahresbeginn 2007 zumeist im Rahmen des verstarkten Kampfes der Behdérden gegen illegale Migration
und Schwarzarbeit. Tschetschenen steht wie allen russischen Staatsbirgern das Recht der freien Wahl des Wohnsitzes
und des Aufenthalts in der Russischen Fdderation zu. Diese Rechte sind in der Verfassung verankert. Jedoch wird an
vielen Orten (u.a. in grolRen Stadten wie Moskau und St. Petersburg) der legale Zuzug von Personen aus den sudlichen
Republiken der Féderation durch Verwaltungsvorschriften stark erschwert. Diese Zuzugsbeschrankungen wirken sich
im Zusammenhang mit anti-kaukasischer Stimmung besonders stark auf die Mdéglichkeit von aus anderen Staaten
zuruickgefiihrten Tschetschenen aus, sich legal dort niederzulassen. Die Ricksiedlung nach Tschetschenien wird von

Regierungsseite nahegelegt.

Mit dem Féderationsgesetz von 1993 wurde ein Registrierungssystem geschaffen, nach dem Burger den 6rtlichen
Stellen des Innenministeriums ihren gegenwartigen Aufenthaltsort ("voribergehende Registrierung") und ihren
Wohnsitz ("dauerhafte Registrierung") melden mussen. Die Registrierung legalisiert den Aufenthalt und erméglicht den
Zugang zu Sozialhilfe, staatlich geférderten Wohnungen und zum kostenlosen Gesundheitssystem sowie zum legalen
Arbeitsmarkt. Nur wer eine Bescheinigung seines Vermieters vorweist, kann sich registrieren lassen. Kaukasier haben
jedoch groéBere Probleme als Neuankémmlinge anderer Nationalitat, Uberhaupt einen Vermieter zu finden. Viele
Vermieter weigern sich zudem, entsprechende Vordrucke auszufillen, u.a. weil sie ihre Mieteinnahmen nicht

versteuern wollen.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 35 und 36)

Der Foderale Migrationsdienst (FMS) bestatigte in diesem Zusammenhang, dass alle Staatsburger der Russischen



Foderation, auch Ruckkehrer, am Aufenthaltsort registriert werden. Gesetzlich ist vorgesehen, dass die Registrierung
ab Einlangen der Unterlagen bei der zustandigen Behoérde drei Tage dauert. Eine Registrierung ist fir einen legalen
Aufenthalt in der Russischen Fdderation wunabdingbar. 2010 kam es zu einer Vereinfachung des
Registrierungsprozesses, insbesondere flr temporare Registrierungen (Registrierungen fur einen nicht langer als 90
Tage dauernden Zeitraum). Fur eine solche muss man nunmehr lediglich einen Brief an die lokale Stelle des Foderalen
Migrationsdienstes (FMS) bzw. an die jeweiligen territorialen Behérden (UFMS) schicken, in dem die vorubergehende
Adresse angegeben wird, und muss nicht mehr persénlich beim UFMS erscheinen.

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite 6, 14-15, 58)

Mittlerweile sind von den nach Kriegsausbruch weit Uber 200.000 Fluchtlingen, die vor allem nach Inguschetien
geflichtet waren, die meisten nach Tschetschenien zurlickgekehrt. Auch von den innerhalb Tschetscheniens
vertriebenen Personen sind die meisten wieder in ihre Hauser zurlickgekehrt. Laut UNHCR konnten seit dem Jahr 2002
zehntausende Binnenfllchtlinge aufgrund der Verbesserung der allgemeinen Sicherheitslage und der bereits erfolgten
und laufenden Wiederaufbauprogramme in ihre Hauser zurlckkehren. Anfang 2009 schétzte das
Fluchtlingshochkommissariat die Zahl der weiterhin Binnenvertriebenen auf 79.000.

Auch ein Anstieg der Anzahl freiwilliger Riickkehrer aus Osterreich in die Russische Féderation ist festzustellen. 2008
kehrten in den ersten zehn Monaten 1.196 Personen aus Europa in die Russische Fdéderation zurtick (hiervon 173 aus
Osterreich). Zwischen 2003 und 2007 kehrten insgesamt 1.485 Personen zuriick. Hierbei handelt es sich allerdings nur
um mit der Unterstiitzung der IOM (International Organisation for Migration) zuriickgekehrte Personen, die
tatsachliche Gesamtzahl liegt vermutlich hdéher. 75% der (durch IOM unterstitzten) Ruckkehrer in die Russische
Foderation kehrten 2008 nach Tschetschenien zuritick, 17% gingen nach Dagestan, 3% nach Inguschetien.
Tschetschenen kehren derzeit auch aus Moskau und anderen Teilen der Russischen Féderation nach Tschetschenien
zurlick. Mit Unterstiitzung von IOM kehrten 2009 insgesamt 918 Personen aus Osterreich in die Russische Féderation
zurlick. Aus Osterreich kehrten darunter mit Unterstltzung des VMO (Verein Menschenrechte Osterreich) 2008 69
Personen, 2009 303, und in den ersten vier Monaten des Jahres 2010 64 Personen nach Tschetschenien zurick.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010)
3.5.2. Frauen als Ruckkehrer

Frauen, die nach Tschetschenien zurlickkehren, kdnnen mit sozialen Beihilfen im Rahmen der Gesetzgebung der
Russischen Foderation rechnen. Sozialhilfe und staatliche Zuwendungen stellen neben offiziellen Arbeitsléhnen und
Einkommen aus semi-formellen, privaten oder unregelmaBigen Beschaftigungsformen eine wichtige
Einkommensquelle fur tschetschenische Haushalte dar. Dies gilt insbesondere fir die sozial schwachsten sozialen
Gruppen, zu denen unter anderem Familien ohne Manner gehdéren. Neben der auf foderaler Ebene geregelten
Sozialversicherung (Renten, Krankenversicherung, Mutterschutz, Arbeitslosigkeit) bestehen auch regional
implementierte, beitragsfreie Sozialhilfeprogramme, beispielsweise Kinderbeihilfe, Wohnbeihilfe oder Beihilfen fur
Invalide. Im Rahmen dieser beitragsfreien regionalen Programme besteht auch eines fur Familienmitglieder von
Kriegsveteranen und verstorbenen Soldaten.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 19)

4. Frauen und Kinder
4.1. Allgemeine Stellung der Frauen

Gemal Art. 19 Abs. 3 der Verfassung haben "Mann und Frau die gleichen Rechte und Freiheiten und die gleichen
Moglichkeiten zu deren Realisierung". Die geringe Anzahl der Frauen in Fihrungspositionen zeigt aber, dass Frauen im
Berufsleben nicht die gleichen Chancen wie Manner haben. Ihr Anteil entspricht jedoch ungefahr dem europaischen
Durchschnitt. Ein grolRes Problem ist hausliche Gewalt. Mit diesem Thema befasste Menschenrechtsorganisationen
gehen davon aus, dass jahrlich etwa 14.000 Frauen von ihrem Partner oder einem Angehdrigen getdtet werden. Als
Hauptursachen hierfir gelten Alkoholismus, ein traditionell gepragtes Verstandnis der Rolle von Mannern und Frauen
und beengte Wohnverhaltnisse. Die Polizei bleibt meist passiv, staatlichen Schutz gegen hausliche Gewalt gibt es kaum.
Nach Angaben des Ministeriums fur Gesundheit und Soziales gibt es landesweit 23 staatliche Frauenhduser. In



Tschetschenien werden vereinzelt Schutzmoglichkeiten von einzelnen lokalen Nichtregierungsorganisationen
bereitgestellt.GemaR Artikel 19, Absatz 3, der Verfassung haben "Mann und Frau die gleichen Rechte und Freiheiten
und die gleichen Mdglichkeiten zu deren Realisierung". Die geringe Anzahl der Frauen in Flhrungspositionen zeigt
aber, dass Frauen im Berufsleben nicht die gleichen Chancen wie Manner haben. lhr Anteil entspricht jedoch ungefahr
dem europdischen Durchschnitt. Ein groRBes Problem ist hdusliche Gewalt. Mit diesem Thema befasste
Menschenrechtsorganisationen gehen davon aus, dass jahrlich etwa 14.000 Frauen von ihrem Partner oder einem
Angehdrigen getoétet werden. Als Hauptursachen hierfur gelten Alkoholismus, ein traditionell gepragtes Verstandnis
der Rolle von Mannern und Frauen und beengte Wohnverhaltnisse. Die Polizei bleibt meist passiv, staatlichen Schutz
gegen hausliche Gewalt gibt es kaum. Nach Angaben des Ministeriums flr Gesundheit und Soziales gibt es landesweit
23 staatliche Frauenhauser. In Tschetschenien werden vereinzelt Schutzméglichkeiten von einzelnen lokalen
Nichtregierungsorganisationen bereitgestellt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 18

COI Workshop "Frauen in Tschetschenien am 17.02.012)

Kriegsbedingt kam es in den letzten beiden Jahrzehnten zu Anderungen der Rolle der Frau in Tschetschenien. Viele
Frauen fanden sich, nachdem sich ihre Manner in den Krieg begeben hatten, pl6tzlich in der Rolle der alleinigen
Familienernahrer(innen) wieder. Die Ubernahme ehemals typisch mannlicher Aufgaben stérkte die Rolle der Frauen in
der tschetschenischen Gesellschaft, in diesem Zusammenhang wirkte auch das sowjetische Frauenbild, das von groRer
Gleichheit von Mann und Frau ausgeht, weiter. Dieses Phanomen wollen einige Teile der Gesellschaft, etwa Politiker
und religiése Autoritaten, nunmehr wieder riickgangig machen.

Im Zuge der letzten beiden Kriege kam es zum Verfall einiger Traditionen, andere gingen ganzlich verloren, oder
werden nun in gednderter Form ausgelbt. Zu beobachten ist jedenfalls, dass es derzeit zu einem Wiederaufleben von
Traditionen kommt, was unter anderem auf den Influx der Iandlichen und eher traditionsbewussten Bevdlkerung in
der Hauptstadt Grosny zurlckzufihren ist. Haupttriebkraft dieses Wiederauflebens ist jedoch die von Ramzan
Kadyrow aktiv geforderte Ruckbesinnung auf islamische und tschetschenische Traditionen, die zu einer moralischen
Starkung der Gesellschaft fihren und einem Sittenverfall entgegenwirken soll. Inhaltlich nahert sich Kadyrow in seinem
Frauenbild aber immer mehr den sog. Wahabiten als dem traditionellen tschetschenischen Islam("Macho-Islam"Uwe
Halbach) FUr Frauen duflert sich die Rlckbesinnung auf tschetschenische/islamische Traditionen darin, dass die
meisten von ihnen in der Offentlichkeit nunmehr eine Kopfbedeckung tragen, obgleich hierzu keine (gesetzliche)
Verpflichtung besteht. Zum Teil werden heute Kleidungsvorschriften propagiert, die es seit Jahrzehnten in
Tschetschenien nicht mehr gegeben hat. Es wird auch von Paintball-Uberféllen auf "westlich" gekleidete Frauen
berichtet. Von einem gesellschaftlichen Druck sich an solche Kleiderordnungen zu halten kann ausgegangen werden.
Des Weiteren wird Polygamie in den letzten Jahren verstarkt ausgelbt, diese wird in der Gesellschaft als "normal”
betrachtet. Auch Ehrenmorde kommen verstarkt vor, wobei es sich hier eher um Einzelfdlle handelt. Wie Beispiele
zeigen ist vielfach unklar, wann es sich bei einem Mord an einer Frau tatsachlich um einen Ehrenmord handelt.
Problematisch ist, dass aus Traditionsgriinden oder durch Sicherheitskrafte begangene Verbrechen oft nicht angezeigt
oder verfolgt werden.

Dies trifft auch auf die Tradition des (ehemals eher als Rollenspiel zu betrachtenden) Brautraubes zu, der heutzutage,
durch Mitglieder der Kadyrowzy ausgelbt, gelegentlich zu tatsachlichen Entfihrungen und Zwangsheiraten fihren
kann. Aber auch Vergewaltigungen und Totungen junger Frauen durch Kadyrowzy kommen vor. Hausliche und
sexuelle Gewalt sind weiterhin Tabuthemen in der tschetschenischen Gesellschaft und werden gemeinhin gemal? den
Traditionen geldst, kdnnen jedoch bei den Behdrden angezeigt werden. Ob Behoren dabei Hilfe gewahren, ist jedoch
mehr als fraglich. Bei Scheidungen bzw. im Falle des Todes eines Mannes "gehdren" seine Kinder den Brauchen
folgend ihm bzw. seiner Familie. Auch hier besteht in der Praxis die Moglichkeit fir Frauen, sich an Gerichte zu wenden,
die im Normalfall zu Gunsten der Frau entscheiden durften.

Die in Tschetschenien derzeit bewusst betriebene Wiederbelebung der Traditionen fuhrt jedenfalls zu gewissen
Ambivalenzen. So stellt etwa die stattfindende Einmischung politischer, behdérdlicher oder religidser Autoritaten in
Bereiche wie Kleiderordnung eine Verlagerung von Angelegenheiten vom privaten in den &ffentlichen Bereich dar, was
einen Widerspruch zur tschetschenischen Gewohnheit bedeutet: Das Aufzwingen von Verhaltensnormen durch



AuBenstehende ist nach Auffassung vieler Tschetscheninnen gegen ihre Kultur, da dies eine nicht Gbliche Einmischung
in Familien- bzw. Klanangelegenheiten darstellt. Die lokalen tschetschenischen Traditionen und der "korrekte"
islamische Lebensstil scheinen in der von Kadyrow geforderten Form einem freien und liberalen Lebensstil fur Frauen
entgegenzustehen. Es kann zwar nicht davon ausgegangen werden, dass jede Tschetschenin gezwungen ist, sich zu
verschleiern, dass Tschetscheninnen im Scheidungsfall prinzipiell die Kinder entzogen werden oder dass sakulare
Frauen gemeinhin aus Gruinden der "Ehre" ermordet werden. Ebenso wenig kann jedoch davon ausgegangen werden,
dass alle Frauen im heutigen Tschetschenien frei und selbstbestimmt leben kénnen. Die Rechte und Freiheiten der
Tschetscheninnen werden derzeit immer mehr eingeschrankt. Der auf Frauen ausgeibte Druck, sich "angemessen" zu
verhalten, wird groBer und starker. Ob und inwieweit eine tschetschenische Frau Rechtsschutzmdoglichkeiten in
Anspruch nimmt, hangt, ebenso wie etwa Bildungs- und Arbeitsmdglichkeiten, Kleidung, oder Vorgehen bei
"unehrenhaftem Verhalten", stark von ihrer individuellen Situation ab: von ihrer Erziehung, ihren sozialen Netzwerken,
vor allem also von ihrer Familie bzw. jener ihres Ehemannes, von deren Modernitat, Traditionalitat und Religiositat.
Swetlana Gannuschkina (MEMORIAL9 betont, dass Frauen ohne Mann derzeit in Tschetschenien nicht leben kénnten.
Die Revitalisierung der Traditionen wird nur von Teilen der Bevolkerung gutgeheil3en, viele Tschetschenen - nicht nur
Frauen, sondern auch Manner - stehen ihr durchaus kritisch gegentber. Andererseits ist es flr Frauen, die im
westlichen Ausland gelebt haben und die dortigen Sitten Ubernommen haben, sehr schwer sich wieder in
Tschetschenien zu Recht zu finden.

(COl Workshop "Frauen in Tschetschenien" am 17.02.2012)
4.2. Wirtschaftliche Lage der Frauen

Die wirtschaftliche Lage von Frauen ist in Tschetschenien sicherlich schwierig. In Tschetschenien herrschen zwar
insgesamt eine hohe offizielle Arbeitslosenrate und eine schlechte wirtschaftliche Lage, es ist jedoch unter Frauen
vergleichsmaRig eine nicht unbetrachtliche wirtschaftliche Aktivitdt zu beobachten. Eine gewisse wirtschaftliche
Selbststandigkeit von Frauen scheint schon in der Vorkriegszeit bestanden zu haben. Obgleich in Tschetschenien
zahlreiche alleinstehende und alleinerziehende Frauen leben und diese in der Gesellschaft auch als "normal"
betrachtet werden, hangen alleinstehende Frauen bei einer Rickkehr nach Tschetschenien sicherlich stark von der
Unterstltzung ihrer (Gro3-)Familie ab. Soziale Unterstitzungsleistungen bestehen, aul3er Acht gelassen werden darf
aber nicht, dass Korruption in der gesamten Russischen Fdderation, und noch viel mehr in der Republik
Tschetschenien weit verbreitet ist. Dieses Otkat genannte Bestechungsgeld ist vermutlich auch fir die Auszahlung
staatlicher Unterstitzungsleistungen zu entrichten. Die Entwicklungen der letzten Jahre weisen einerseits darauf hin,
dass Tschetscheninnen - vor allem wirtschaftlich betrachtet - ihre Rolle in der Gesellschaft starken konnten. Einige
Quellen verweisen auf die Modernitdt und Selbststandigkeit der heutigen tschetschenischen Frau. Es muss jedoch
wiederholt darauf hingewiesen werden, dass die Moglichkeiten einer Frau nach wie vor stark von ihrem sozialen
Umfeld abhangen. Auf politischer und gesellschaftlicher Ebene werden Tschetscheninnen insgesamt zunehmend in die
traditionelle Rolle der Hausfrau und Mutter zurtickgedrangt. Die kadyrowsche (Re-) Islamisierungspolitik bedeutet eine
Diskriminierung von Frauen in der ohnehin mannlich dominierten Kultur. Hinzugeflgt werden muss, dass diese Politik
Kadyrows nicht ausschlieBlich auf Frauen, sondern auf die gesamte tschetschenische Bevdlkerung Auswirkungen hat.
Die Entwicklung der Lage und Rolle der Frau in der heutigen tschetschenischen Gesellschaft stellt sich somit durchaus
widerspriichlich dar. Weitere diesbezlgliche Entwicklungen - etwa ob die Anzahl an berufstatigen Frauen in den
nachsten Jahren zurtickgeht - bleiben zu beobachten.

(Analyse der Staatendokumentation zur Situation der Frauen in Tschetschenien vom 08.04.2010, Seite 4 bis 6)
4.3. Soziale Lage der Kinder

Die soziale Lage der Kinder und Jugendlichen in Russland hat sich - auch aufgrund besserer wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen - seit den 90er Jahren kontinuierlich verbessert. Das VN-Kinderhilfswerk UNICEF weist darauf hin,
dass es in ganz Russland derzeit zwischen 20.000 und 100.000 "StraBenkinder" gebe. In den letzten Jahren ist ein
Ruckgang der Zahl der StraRenkinder zu verzeichnen. Nach aktuellen, laut Einschatzung der Botschaft glaubhaften,
Schatzungen von UNICEF gibt es in Russland mehr als 730.000 Kinder ohne elterliche Fursorge, von denen 180.000
Kinder in staatlichen Einrichtungen wohnen. Die 6ffentliche materielle Flrsorge fur diese Kinder ist unzureichend.
Uber Zwangsarbeit von Kindern in Russland ist dem Auswértigen Amt nichts bekannt.



(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 18)

In Tschetschenien "gehdéren" bei Scheidungen bzw. im Falle des Todes eines Mannes dessen Kinder den Brauchen
folgend ihm bzw. seiner Familie. Es besteht jedoch in der Praxis die Méglichkeit fur Frauen, sich an Gerichte zu wenden,
die im Normalfall zu Gunsten der Frau entscheiden. (Analyse der Staatendokumentation zur Situation der Frauen in
Tschetschenien vom 08.04.2010, Seite 4-5)

Grundsatzlich gilt in Tschetschenien die allgemeine Schulpflicht. Bis auf wenige Ausnahmen besuchen alle Kinder die
Schulen. Es fehlt jedoch an Schulmaterialien, haufig kénnen keine warmen Mahlzeiten ausgegeben werden, die
Klassen sind zu groB, weil immer noch viele Schulgebdude zerstort sind. Im Moment werden jedoch zahlreiche Schulen

renoviert.
(Gesellschaft fur bedrohte Vélker: Die Menschenrechtslage in den Nordkaukasusrepubliken, Juni 2010, Seite 14)
6. Innerstaatliche Fluchtalternative

Das deutsche Bundesverwaltungsgericht sieht eine inlandische Fluchtalternative an einem verfolgungsfreien Ort dann
als gegeben an, wenn die betreffende Person an diesem Ort durch eigene (allenfalls wenig attraktive und ihrer
Vorbildung nicht entsprechende) Arbeit oder durch Zuwendungen von dritter Seite - allenfalls nach Uberwindung von
Anfangsschwierigkeiten - das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kann (Beschluss v. 21.5.2003,
BVerwG 1 B 298.02). Nicht zumutbar ist hingegen eine entgeltliche Erwerbstatigkeit fiir kriminelle Organisationen, die
in der fortgesetzten Begehung oder der Teilnahme an Verbrechen besteht (Beschluss v. 17.5.2006, BVerwG 1 B 100.05).

Eine zumutbare Fluchtalternative liege dann vor, wenn die Person am Ort der Fluchtalternative - auch ohne férmliche
Gewahrung eines Aufenthaltsrechtes und ohne Inanspruchnahme staatlicher Sozialleistungen in zumutbarer Weise -
etwa im Rahmen des Familienverbandes (oder der sog. "Schattenwirtschaft") ihre Existenz sichern kann. Ein Leben in
lllegalitat, das jederzeit die Gefahr polizeilicher Kontrollen und der strafrechtlichen Sanktionierung in sich birgt, stellt
hingegen keine zumutbare Fluchtalternative dar (Urteil v. 1.2.2007, BVerwG 1 C 24.06).

Das Schweizer Bundesverwaltungsgericht sieht eine Rickkehr in die Russischen Foderation - ganz allgemein - auch fur
Tschetschenen (die eine persdnliche Verfolgung nicht glaubhaft machen kénnen) fir zumutbar an, weil dort kein
Burgerkrieg herrscht und auch nicht von einer Situation allgemeiner Gewalt gesprochen werden kann (Urteil vom
18.5.2007, D-5420/2006).

Nichtregistrierte Tschetschenen konnen innerhalb Russlands allenfalls in der tschetschenischen Diaspora
untertauchen und dort Uberleben. lhr Lebensstandard hangt stark davon ab, ob sie Uber Geld, Familienanschluss,
Ausbildung und russische Sprachkenntnisse verfiigen. Es kommt immer wieder zu Festnahmen wegen fehlender
Registrierung oder aufgrund manipulierter Ermittlungsverfahren.

Es ist grundsatzlich moglich, von und nach Tschetschenien ein- und auszureisen und sich innerhalb der Republik zu
bewegen. An den Grenzen zu den russischen Nachbarrepubliken befinden sich jedoch nach wie vor - wenn auch in
stark verringerter Zahl - Kontrollposten der féderalen Truppen oder der sog. "Kadyrowzy", die gewdhnlich eine "Ein-
bzw. Ausreisegebuhr' erheben. Sie betragt fir Bewohner Tschetscheniens in der Regel zehn Rubel, also ungefahr 25
Cent; fur Auswartige - auch Tschetschenen - liegt sie hoher, z.B. an der inguschetisch-tschetschenischen Grenze bei 50 -
1 00 Rubel, etwa 1425 - 2,50 Euro.

(Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation, 07.03.2011)

Bewegungsfreiheit im Land, Auslandsreisen, Emigration und Repatriierung sind gesetzlich gewahrleistet. Die Regierung
schrankte die Bewegungsfreiheit im Land und die Migration jedoch ein. Alle erwachsenen Staatsbirger mussen bei
Inlandsreisen behordlich ausgestellte "Inlandsreisepdsse” mit sich fuhren und mussen sich nach ihrer Ankunft
innerhalb einer bestimmten Frist bei den lokalen Behdrden registrieren. Personen ohne Inlandspass oder ohne
ordentliche Registrierung wurden von Behorden oft staatliche Dienste verwehrt. Die offizielle Registrierungsfrist nach
Ankunft an einem neuen Ort betragt 90 Tage. Es gab glaubhafte Berichte, dass die Polizei nicht registrierte Personen
willkrlich und Uber das gesetzlich vorgesehene MalR hinaus strafte oder Bestechungsgelder verlangte.

(U.S. Department of State: Country Reports on Human Rights Practices 2010, 8.4.2011)

Es gibt einige Einschrankungen der Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit. Alle Erwachsenen sind verpflichtet, ihren



Inlandsreisepass bei Reisen mitzufihren und um bestimmte staatliche Leistungen zu erhalten. Einige regionale
Behorden haben Registrierungsvorschriften, die das Recht der Burger ihren Wohnort frei zu wahlen einschranken. Ziel
hiervon sind meistens ethnische Minderheiten und Migranten aus dem Kaukasus und aus Zentralasien.

(Freedom House, Freedom in the World 2010 - Russia, Mai 2010)

Laut Einschatzung eines Anwalts der Memorial Migration & Rights Programme and Civic Assistance Committee (CAC)
haben Tschetschenen bei einer Registrierung in St. Petersburg nicht mehr Probleme als andere russische Burger.
Gemall Khamzat Gerikhanov (Chechen Social and Cultural Association) ist die Registrierung des Wohnsitzes kein
Problem fur Tschetschenen. (Danish Immigration Service: Chechens in the Russian Federation, Report from Danish
Immigration Service's fact finding mission to Moscow and St. Petersburg, the Russian Federation, 12 to 29 June 2011,
11.10.2011)

Zusammenfassend kann somit gesagt werden, dass, ob eine Ansiedlung in anderen Teilen der Russischen Foderation
moglich ist, bei Fehlen staatlicher Verfolgung im Einzelfall zu prufen ist. Dabei spielen angesichts von moglichen
Schwierigkeiten bei der Registrierung ein Netzwerk von Verwandten und Bekannten sowie die Mdglichkeit der
Kontaktierung von NGOs eine Rolle.

Beweis wurde erhoben durch Einvernahme der Mutter der Asylwerberin durch die Polizeiinspektion XXXX am
19.06.2009, durch die Erstaufnahmestelle XXXX am 19.08.2009 und vor dem Bundesasylamt, AuRenstelle Salzburg, am
20.04.2010 sowie durch Befragung der Beschwerdefihrerin und ihrer Eltern im Rahmen der &ffentlichen mindlichen
Beschwerdeverhandlung des Asylgerichtshofes vom 17.04.2012, durch Vorlage ihrer russischen Geburtsurkunde,
durch Einsicht in die Verwaltungsakte ihrer Eltern und ihrer minderjéhrigen Geschwister (Beschwerdefihrer zu D3
414361-1/2010, D3 414362-1/2010, D3 414363-1/2010 und D3 414364-1/2010) sowie durch Vorhalt der oben naher
bezeichneten landerspezifischen Dokumente durch den Asylgerichtshof und die in der Stellungnahme zum
Parteiengehdr beigebrachten Internetberichte.Beweis wurde erhoben durch Einvernahme der Mutter der
Asylwerberin durch die Polizeiinspektion rémisch 40 am 19.06.2009, durch die Erstaufnahmestelle rémisch 40 am
19.08.2009 und vor dem Bundesasylamt, AuBenstelle Salzburg, am 20.04.2010 sowie durch Befragung der
Beschwerdefiihrerin und ihrer Eltern im Rahmen der offentlichen mundlichen Beschwerdeverhandlung des
Asylgerichtshofes vom 17.04.2012, durch Vorlage ihrer russischen Geburtsurkunde, durch Einsicht in die
Verwaltungsakte ihrer Eltern und ihrer minderjahrigen Geschwister (Beschwerdefihrer zu D3 414361-1/2010, D3
414362-1/2010, D3 414363-1/2010 und D3 414364-1/2010) sowie durch Vorhalt der oben néher bezeichneten
landerspezifischen Dokumente durch den Asylgerichtshof und die in der Stellungnahme zum Parteiengehor
beigebrachten Internetberichte.

Die Beweise werden wie folgt gewlrdigt:

Die o.a. Feststellungen zu Tschetschenien sind den zusammengefassten Feststellungen des Asylgerichtshofes vom
Februar 2012 entnommen, worin auch die zugrundeliegenden Primarquellen genannt wurden. Samtliche Quellen
wurden dem Parteiengehor unterzogen und wurden diese nicht von Seiten der BeschwerdefUhrer in substantiierter
Weise kritisiert, sondern vielmehr Teile der Landerfeststellungen auszugsweise zitiert und um die bereits genannten
zitierten Internetberichte erganzt, um den Standpunkt der Beschwerdefihrer zu stltzen. Hinsichtlich der Behauptung,
dass die notwendige medizinische Behandlung der Beschwerdeflhrerin und ihrer minderjahrigen Geschwistern in
Tschetschenien nicht moglich sei, ist dem klar entgegen zu halten, dass der Minister im Bericht der
Staatendokumentation Uber den Forschungsaufenthalt vom Dezember 2011 angegeben hatte, dass der Minister im
Bericht der Staatendokumentation Uber den Forschungsaufenthalt vom Dezember 2011 angegeben hatte, dass in
Fallen, in denen die medizinische Behandlung in der Republik Tschetschenien nicht mdglich sei, hochqualifizierte
Behandlungen und Operationen mit Hilfe der Foderation aulRerhalb der Republik erfolgen kdnnten, beispielsweise in
Moskau. Wenn weiters behauptet wird, dass der faktische (dh. auch finanzielle) Zugang zur erforderlichen
medizinischen Behandlung nicht moglich ist, da die Familie der Beschwerdeflhrerin in anderen Teilen der Russischen
Foderation wegen der in Russland vorherrschenden tschetschenienfeindlichen Stimmung keine Registrierung erhalten
wlrde, ist dieser Behauptung entgegenzuhalten, dass laut aktuellen Landerberichten im Jahr 2010 der
Registrierungsprozess in der Russischen Fdderation vereinfacht wurde und Tschetschenen keinerlei Probleme bei der
Registrierung in der Russischen Foderation aufl3erhalb von Tschetschenien berichten.



Das Vorbringen der gesetzlichen Vertreterin der Beschwerdefuhrerin wird wie folgt gewurdigt:

Das Vorbringen der Mutter der Beschwerdefuhrerin wurde in deren Verfahren als unglaubwurdig erachtet, ebenso das
Vorbringen ihres Vaters in dem diesen betreffenden Verfahren. Fir die minderjahrige Beschwerdefihrerin selbst
wurden keine eigenen Fluchtgriinde geltend gemacht.

AuBerdem ergibt sich aus den oa. Landerfeststellungen entgegen dem Vorbringen der Eltern der Beschwerdeflhrerin
aktuell keine landesweite asylrelevante Verfolgung von Tschetschenen in der ganzen Russischen Féderation. Soweit sie
Diskriminierung und Vorfalle mit auslanderfeindlichen Gruppierungen in anderen Teilen der Russischen Fdderation
(auBerhalb von Tschetschenien) gegenliber Tschetschenen behauptet, stimmt dies jedoch durchaus mit den oa.
Landerfeststellungen Uberein.

Die Feststellungen zu den persénlichen Daten der Beschwerdeflhrerin basieren auf der vorgelegten Geburtsurkunde
und den diesbeziglich plausiblen Angaben seiner Mutter. Die Feststellung den Gesundheitszustand der
Beschwerdefihrerin betreffend fullt auf den vorgelegten arztlichen Unterlagen und den entsprechenden Angaben

ihrer Eltern.
Rechtlich ergibt sich daraus Folgendes:

Gemal 8 61 AsylG 2005 i.d.g.F. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Uber Beschwerden gegen Bescheide des
Bundesasylamtes, soweit nicht etwas anders in8 61 Abs 3 AsylG vorgesehen ist.Gemal3 Paragraph 61, AsylG 2005
i.d.g.F. entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten Uber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes, soweit

nicht etwas anders in Paragraph 61, Absatz 3, AsylG vorgesehen ist.

Soweit sich aus dem B-VG und dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100, nicht anderes ergibt, sind gemaf3 § 23
Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG), BGBI. | Nr. 4/2008 i.d.F. BGBI. | Nr. 147/2008 auf das Verfahren vor dem
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der
MaBgabe sinngemal} anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich
aus dem B-VG und dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, sind gemal
Paragraph 23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemal3
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemaR§ 3 Abs 1 AsylG 2005 id.g.F. hat die Behérde einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf
internationalen Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zustandigkeit eines
anderen Staates zurlickzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Fluchtlingskonvention droht.GemaR Paragraph 3,
Absatz eins, AsylG 2005 i.d.g.F. hat die Behérde einem Fremden, der in Osterreich einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zusténdigkeit eines anderen Staates
zurlickzuweisen ist, den Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat
Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer Fliichtlingskonvention droht.

Fluchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls Gber die Rechtsstellung der Fluchtlinge
BGBI. 78/1974) - deren Bestimmungen gemaR§ 74 AsylG 2005 unberUhrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aullerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurlickzukehren."Fllichtling iSd Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK in der
Fassung des Artikel eins, Absatz 2, des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge Bundesgesetzblatt 78 aus
1974,) - deren Bestimmungen gemaR Paragraph 74, AsylG 2005 unberihrt bleiben - ist, wer sich "aus wohlbegrindeter
Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der
politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aulRerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich
auBerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese
Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtckzukehren."
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Zentraler Aspekt dieses Fluchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegrindete Furcht vor Verfolgung. Wohlbegrindet kann
eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und unter Berucksichtigung der
Verhdltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten
Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus
Konventionsgriinden) firchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in
die zu schitzende persénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Riickkehr in das Land
des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer
mafgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung genlgt nicht (VwGH 21.12.2000,
2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Griinde haben,
welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VWGH 9.9.1993,93/01/0284; 15.3.2001,99/20/0128; 23.11.2006,
2005/20/0551); sie muss Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes
seines vorigen Aufenthaltes befindet.Zentraler Aspekt dieses Flichtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegriindete Furcht
vor Verfolgung. Wohlbegriindet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des
Asylwerbers und unter Berucksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist vergleiche zB
VWGH 22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob sich
eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte
Person in dieser Situation (aus Konventionsgrinden) furchten wirde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter
Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende persénliche Sphare des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche
Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des
Heimatstaates bzw. der Rickkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begriinden. Eine Verfolgungsgefahr ist dann
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maf3geblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Moglichkeit einer
Verfolgung genugt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001,2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre
Ursache in einem der Griinde haben, welche Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK nennt (VWGH 9.9.1993, 93/01/0284;
15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafur sein, dass sich der Asylwerber auBerhalb

seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet.

Es sei weiters betont, dass die Glaubwdirdigkeit des Vorbringens die zentrale Rolle fur die Zuerkennung der
Flichtlingseigenschaft und Asylgewahrung einnimmt (VwGH vom 20.06.1990, 90/01/0041).

Zunachst ist festzuhalten, dass nach standiger Rechtsprechung des Unabhangigen Bundesasylsenates, aber auch des
Verwaltungsgerichtshofes nicht von einer Gruppenverfolgung (generelle asylrelevante Verfolgung nur allein wegen der
Zugehorigkeit zur tschetschenischen Ethnie) gesprochen werden kann (z.B. UBAS v. 24.01.2007, ZI. 254.119/0-
VIII/22/04, UBAS v. 27.01.2007, ZI. 256.753/5E-VIII/22/05, u.v.a.m.; VWGH v. 19.12.2007, ZI. 2006/20/0771, VWGH v.
26.06.2008, ZI. 2006/20/0685, u.a.).

Es ist daher zu prifen, ob eine individuelle Verfolgungsgefahr vorliegt.

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar ist, den
Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedurfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. zB VwGH
24.3.1999, 98/01/0352 mwnN; 15.3.2001,99/20/0036; 15.3.2001,99/20/0134). Damit ist nicht das Erfordernis einer
landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr fir den
Betroffenen - mangels zumutbarer Ausweichmaoglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat
auswirken muss (VwGH 9.11.2004, 2003/01/0534). Das Zumutbarkeitskalkul, das dem Konzept einer "inlandischen
Flucht- oder Schutzalternative" (VwWGH 9.11.2004, 2003/01/0534) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber
dort nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein
kénnen, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VWGH 8.9.1999, 98/01/0614; 29.3.2001,2000/20/0539). Der
Verwaltungsgerichtshof hat in standiger Rechtsprechung ausgefihrt, dass als Fluchtgrinde unter dem Gesichtspunkt
der schwere des Eingriffs nur solche MaBnahmen in betracht kommen, die einen weiteren Verbleib im Heimatland aus
objektiver Sicht unertraglich erscheinen lassen (VWGH 16.9.1992, 92/01/0544; 7.10.2003,92/01/1015 u.a.).Wenn
Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar ist, den
Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedurfen sie nicht des Schutzes durch Asyl vergleiche zB VWGH
24.3.1999, 98/01/0352 mwN; 15.3.2001,99/20/0036; 15.3.2001,99/20/0134). Damit ist nicht das Erfordernis einer
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landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr fir den
Betroffenen - mangels zumutbarer Ausweichmaoglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat
auswirken muss (VwGH 9.11.2004, 2003/01/0534). Das Zumutbarkeitskalkul, das dem Konzept einer "inlandischen
Flucht- oder Schutzalternative" (VwGH 9.11.2004, 2003/01/0534) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber
dort nicht in eine ausweglose Lage gerat, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein
kénnen, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VWGH 8.9.1999, 98/01/0614; 29.3.2001,2000/20/0539). Der
Verwaltungsgerichtshof hat in standiger Rechtsprechung ausgefihrt, dass als Fluchtgrinde unter dem Gesichtspunkt
der schwere des Eingriffs nur solche MalBnahmen in betracht kommen, die einen weiteren Verbleib im Heimatland aus
objektiver Sicht unertraglich erscheinen lassen (VWGH 16.9.1992, 92/01/0544; 7.10.2003,92/01/1015 u.a.).

UNHCR betont in seinen Richtlinien zur "Internen Flucht- oder Neuansiedlungsalternative im Zusammenhang mit
Artikel 1 A (2) des Abkommens von 1951 bzw. des Protokolls von 1967 Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge", dass
die Frage des Vorliegens einer inlandischen Flucht- bzw. Schutzalternative in einem Asylverfahren nicht losgel6st von
allen anderen zu prifen ist und dass das Konzept der inlandischen Flucht- bzw. Schutzalternative auch nicht dazu
dienen kann, den Zugang zum Verfahren zur Feststellung der Flichtlingseigenschaft zu verweigern, weil sich diese
Frage erst im Zusammenhang mit der inhaltlichen Prifung eines Asylantrages stellt (HCR/GIP/03/04 v. 23.7.2003, S 2).

Die Prifung, ob eine inlandische Flucht- bzw. Schutzalternative vorliegt, erfordert eine Zukunftsprognose dahingehend,
ob fur den jeweils konkreten Asylwerber im Entscheidungszeitpunkt eine solche

tatsachlich in Frage kommt (= Kldrung der Relevanz) und
bejahendenfalls ob diese ihm zumutbar ist (= Klarung der

Zumutbarkeit). Dabei ist zunachst zu klaren, ob ein konkretes risikofreies Gebiet existiert, das sich durch Abwesenheit
des Verfolgers auszeichnet und dessen Stabilitat und Sicherheit von Dauer ist. Weiters ist zu kldren, ob ein solches
risikofreies Gebiet fir den Asylwerber sowohl von innerhalb als auch von auBBerhalb des Herkunftsstaates in Sicherheit
und auf legalem Weg erreichbar ist (= Moglichkeit einer sicheren Riickkehr) und ob das Leben dort fur den Asylwerber
ohne unangemessene Harten oder Gefahren geflUhrt werden kann. Wenn eine solche inldndische Flucht- bzw.
Schutzalternative als vorhanden angesehen wird, hat ferner das Entscheidungsorgan nachzuweisen bzw. den Beweis
zu erbringen, dass es dem betroffenen Asylwerber in Anbetracht samtlicher persénlicher Umstande zumutbar ware,
dort Zuflucht zu finden, um nicht langer begriindete Furcht vor Verfolgung zu haben (vgl. hierzu auch die o.a.
diesbeziglichen UNHCR-Richtlinien v. 23.7.2003, HCR/GIP/03/04).Zumutbarkeit). Dabei ist zunachst zu klaren, ob ein
konkretes risikofreies Gebiet existiert, das sich durch Abwesenheit des Verfolgers auszeichnet und dessen Stabilitat
und Sicherheit von Dauer ist. Weiters ist zu kléren, ob ein solches risikofreies Gebiet flr den Asylwerber sowohl von
innerhalb als auch von auBerhalb des Herkunftsstaates in Sicherheit und auf legalem Weg erreichbar ist (= Moglichkeit
einer sicheren Rickkehr) und ob das Leben dort fur den Asylwerber ohne unangemessene Harten oder Gefahren
gefuhrt werden kann. Wenn eine solche inlandische Flucht- bzw. Schutzalternative als vorhanden angesehen wird, hat
ferner das Entscheidungsorgan nachzuweisen bzw. den Beweis zu erbringen, dass es dem betroffenen Asylwerber in
Anbetracht samtlicher personlicher Umstande zumutbar ware, dort Zuflucht zu finden, um nicht langer begrindete
Furcht vor Verfolgung zu haben vergleiche hierzu auch die o.a. diesbeziglichen UNHCR-Richtlinien v. 23.7.2003,
HCR/GIP/03/04).

Eigene Fluchtgriinde wurden fur die Beschwerdefuhrerin nicht geltend gemacht.

Die Angaben der Eltern der Beschwerdefiihrerin zu den Griinden, weshalb sie den Herkunftsstaat verlassen haben,
waren aus den im Rahmen der Beweiswurdigung in deren Verfahren dargelegten Erwagungen unglaubwurdig.

Selbst wenn man den Fluchtgrinden der Eltern der Beschwerdefihrerin Glaubwurdigkeit zubilligen wurde, so verfugt
sie Uber eine zumutbare inlandische Fluchtalternative im Oblast Astrachan in der Russischen Fdderation wo diese
ihren eigenen Angaben zufolge bis zur Ausreise die Uberwiegende Zeit gelebt haben und auch Gber zahlreiche
Verwandte, Bekannte und enge Freunde verfugen, ihr Vater dort auch immer wieder berufstatig gewesen ist und mit
den dort lebenden Verwandten und Bekannten nach wie vor Kontakt pflegt. Die Beschwerdefuhrerin und ihre Familie
konnten fur dieses Gebiet keinerlei Schwierigkeiten glaubhaft darlegen, sondern verwiesen nur ganz allgemein auf
vermehrte Vorfalle mit Skinheads, demgegenuber leben jedoch noch zahlreiche Angehdrige nach wie vor unbehelligt

im Oblast Astrachan. Dieses Gebiet ist flr sie und ihre Familie auch problemlos erreichbar.
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Die Beschwerde zu Spruchteil I. war daher abzuweisenDie Beschwerde zu Spruchteil rémisch eins. war daher

abzuweisen.

Wird ein Antrag auf internationalen Schutz "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten"
abgewiesen, ist dem Asylwerber gemaR§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten
zuzuerkennen, "wenn eine Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat
eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willkdrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde". Die
Entscheidung Uber die Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten nach Abs. 1 ist mit der abweisenden
Entscheidung nach 8 3 zu verbinden (Abs. 2 leg. cit.)Wird ein Antrag auf internationalen Schutz "in Bezug auf die
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, ist dem Asylwerber gemal’ Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder
Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Artikel 2, EMRK, Artikel 3,
EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine
ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde". Die Entscheidung Uber die Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten nach Absatz eins, ist mit der abweisenden Entscheidung nach Paragraph 3, zu
verbinden (Absatz 2, leg. cit.).

8§ 8 AsylG 2005 beschrankt den Prifungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu
verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Fluchtlingseigenschaft des
Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300).Paragraph
8, AsylG 2005 beschrankt den Prafungsrahmen auf den "Herkunftsstaat" des Asylwerbers. Dies ist dahin gehend zu
verstehen, dass damit derjenige Staat zu bezeichnen ist, hinsichtlich dessen auch die Fluchtlingseigenschaft des
Asylwerbers auf Grund seines Antrages zu prufen ist (VWGH 22.4.1999, 98/20/0561; 20.5.1999, 98/20/0300).

Nach der (zur Auslegung der Bestimmungen zum subsididren Schutz anwendbaren) Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes zu § 8 AsylG 1997 iVm 8 57 FremdenG 1997 ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung
nach dieser Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest
gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare
Gefahrdung bzw. Bedrohung vorliege. Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates
entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits
langere Zeit zurtickliegen, sind daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen,
wenn nicht besondere Umstande hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VWGH 14.10.1998,
98/01/0122;  25.1.2001,2001/20/0011).Nach der (zur Auslegung der Bestimmungen zum subsididren Schutz
anwendbaren) Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 8, AsylG 1997 in Verbindung mit Paragraph 57,
FremdenG 1997 ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser Bestimmung, dass eine konkrete, den
Asylwerber betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden
Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefdhrdung bzw. Bedrohung vorliege. Die
Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfahigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des
Asyls bestehen (VWGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits langere Zeit zurtickliegen, sind daher nicht
geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstdnde
hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben vergleiche VwGH 14.10.1998, 98/01/0122; 25.1.2001,
2001/20/0011).

Gemald § 8 Abs. 3 und§ 11 Abs. 1 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz auch in Bezug auf den
subsididren Schutz abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von
sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz
gewadhrleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann
("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet, wenn die Voraussetzungen fir die Zuerkennung des
Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (nach der
Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das gesamte Staatsgebiet beziehen; zB VWGH 26.6.1997,
95/21/0294; 25.1.2001,2000/20/0438; 30.5.2001,97/21/0560).Gemal Paragraph 8, Absatz 3 und Paragraph 11, Absatz
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eins, AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz auch in Bezug auf den subsididren Schutz abzuweisen, wenn
dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat
oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewahrleistet werden und ihm der Aufenthalt in
diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewahrleistet,
wenn die Voraussetzungen fur die Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil
des Herkunftsstaates nicht gegeben sind (nach der Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das
gesamte Staatsgebiet beziehen; zB VWGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 30.5.2001, 97/21/0560).

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird -
auch ohne einer bestimmten Bevdlkerungsgruppe oder Burgerkriegspartei anzugehdren -, der konkreten Gefahr einer
Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewahrleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG 2005 erwahnter) Rechte ausgesetzt
ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSIg. 15.437 A/2000;Herrscht in
einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne
einer bestimmten Bevolkerungsgruppe oder Blrgerkriegspartei anzugehoren -, der konkreten Gefahr einer Verletzung
der durch Artikel 3, EMRK gewahrleisteten (oder anderer in Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 erwahnter) Rechte
ausgesetzt ware, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlIg. 15.437 A/2000;

VwGH  25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203;  8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000,99/20/0373; 25.1.2001,
2000/20/0367;

25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 16.4.2002,2000/20/0131). Diese in der Rechtsprechung zum AsylG
1997 erwahnten Falle sind nun zT durch andere in§ 8 Abs. 1 AsylG 2005 erwahnte Fallgestaltungen ausdricklich
abgedeckt. Die bloRRe Moglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein
Fremder abgeschoben wird, genligt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des § 57
FremdengG, dies ist nun auf &8 8 Abs. 1 AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr missen
konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde
(VWGH 27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002,2002/18/0028).25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001,2000/20/0480; 16.4.2002,
2000/20/0131). Diese in der Rechtsprechung zum AsylG 1997 erwahnten Falle sind nun zT durch andere in Paragraph
8, Absatz eins, AsylG 2005 erwahnte Fallgestaltungen ausdricklich abgedeckt. Die bloRe Moglichkeit einer dem Artikel
3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, gentgt nicht, um seine
Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FremdenG, dies ist nun auf Paragraph 8,
Absatz eins, AsylG 2005 zu Ubertragen) als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr missen konkrete Anhaltspunkte
dafur vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VwWGH 27.2.2001,
98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028).

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu &8 57 FremdenG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass
er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben wirde, in dem von seinem Antrag
erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt
werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt"
sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443;
26.2.2002, 99/20/0509; 22.8.2006,2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person
des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden
(VWGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des8& 8 AsylG 1997 (nunmehr:§ 8 Abs. 1 AsylG 2005) zu
beachten (VwGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene
Umstande, die in seiner Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behdrde nicht von Amts wegen verschaffen
kann (VwWGH 30.9.1993, 93/18/0214).Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu Paragraph 57,
FremdenG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er
abgeschoben wiirde, in dem von seinem Antrag erfassten Staat gegeben ware und durch staatliche Stellen zumindest
gebilligt wird oder durch sie nicht abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im
Zielstaat zu einem bestimmten "Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat
kommt es nicht an (VWWGH 21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002,99/20/0509; 22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle
Bedrohungssituation ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauert werden (VWGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des
Paragraph 8, AsylG 1997 (nunmehr: Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005) zu beachten (VwGH 25.1.2001,
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2001/20/0011). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstande, die in seiner
Sphare gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behdrde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993,
93/18/0214).

Nach den obigen Feststellungen herrscht in Tschetschenien derzeit keine Burgerkriegssituation mehr und droht auch
nicht jedem, der in diesen Staat abgeschoben wird (automatisch) eine Gefahr fiir Leib und Leben in einem Male, die
eine Abschiebung im Lichte des Art. 3 EMRK von vorn herein als unzuldssig erscheinen wirde (vgl. auch AsylGH v.
03.06.2009, ZI. D3 307975-1/2008/20E, AsylGH v. 26.05.2009, ZI.Nach den obigen Feststellungen herrscht in
Tschetschenien derzeit keine Burgerkriegssituation mehr und droht auch nicht jedem, der in diesen Staat
abgeschoben wird (automatisch) eine Gefahr fiir Leib und Leben in einem Mal3e, die eine Abschiebung im Lichte des
Artikel 3, EMRK von vorn herein als unzulassig erscheinen wurde vergleiche auch AsylGH v. 03.06.2009, ZI. D3 307975-
1/2008/20E, AsylGH v. 26.05.20009, ZI.

D3 266048-2/2008/11E, AsylGH v. 03.06.2009, ZI. D11 265-0/2008/4E, AsylGH v. 21.10.2008, ZI. C5 251069-0/2008/25E

u.a.).

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes war die im Lichte des § 8 zu beurteilende
Bedrohungssituation nach § 57 Fremdengesetz (nunmehr§& 50 FPG) durch ein konkretes, personenbezogenes,
glaubwirdiges und mit allfalligen Bescheinigungsmitteln untermauertes Vorbringen darzutun. Auf die konkrete Frage
des vorsitzenden Richters in der Beschwerdeverhandlung vom 17.04.2012, was mit ihr geschehen wtrde, wenn sie in
die Russische Foderation zurlickkehren musste, gab die Mutter der Beschwerdeflhrerin an, dass Uberall in der
Russischen Fdderation tschetschenische Behoérden machen wirden, was diese wollten.Nach standiger
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes war die im Lichte des Paragraph 8, zu beurteilende
Bedrohungssituation nach Paragraph 57, Fremdengesetz (nunmehr Paragraph 50, FPG) durch ein konkretes,
personenbezogenes, glaubwirdiges und mit allfalligen Bescheinigungsmitteln untermauertes Vorbringen darzutun.
Auf die konkrete Frage des vorsitzenden Richters in der Beschwerdeverhandlung vom 17.04.2012, was mit ihr
geschehen wirde, wenn sie in die Russische Fdéderation zurtickkehren musste, gab die Mutter der Beschwerdefuhrerin
an, dass Uberall in der Russischen Foderation tschetschenische Behdrden machen wirden, was diese wollten.

Dies steht einerseits im Zusammenhang mit dem als unglaubwirdig beurteiltem Fluchtvorbringen, andererseits
widerspricht diese Aussage eindeutig den obigen Landerfeststellungen. Es liegt somit kein konkretes durch
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauertes Vorbringen hinsichtlich des Bestehens einer aktuellen
Bedrohungssituation vor.

Der VfGH hat in einer Entscheidung vom 06.03.2008, ZahlB 2400/07-9, die Judikatur des EGMR zur Frage der
Vereinbarkeit der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK zitiert und unter anderem kurz
zusammengefasst ausgefuhrt, dass der EGMR die unmenschliche Behandlung im Fall D. v. The United Kingdom (EGMR
02.05.1997, Appl. 30.240/96, newsletter 1997, 93), es ging um die Abschiebung eines an Aids im Endstadium erkranken
Staatsangehorigen von St. Kitts/Karibik, nicht blof3 in der Krankheit des Beschwerdeflhrers, sondern in den
besonderen Umstanden, mit denen der Beschwerdefihrer im Fall der Abschiebung konfrontiert ware, namlich im
Risiko eines Todes unter qualvollen Umstanden, sah. Im Fall Bensaid (EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,96), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah der EGMR in der Abschiebung nach Algerien keine Verletzung
in Art. 3 EMRK. Er bestatigte zwar die Ernsthaftigkeit des Krankheitszustandes, erklarte jedoch, dass die Moglichkeit
einer Behandlung in Algerien grundsatzlich gegeben sei. Die Tatsache, dass die Umstande der Behandlung in Algerien
weniger glnstig seien, als im Vereinigten Konigreich, sei im Hinblick auf Art. 3 EMRK nicht entscheidend. Ebenso wenig
erkannte der EGMR im Fall Ndangoya (EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03) eine Verletzung in Art. 3 EMRK durch die
Abschiebung einer mit HIV infizierten, noch nicht an Aids erkrankten Person. Der EGMR stellte fest, dass AIDS ohne
Behandlung in etwa ein bis zwei Jahren ausbrechen durfte, dass aber eine medizinische Behandlung im Herkunftsstaat
(Tanzania) moglich sei. Dem Fall Salkic and others (EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04) lag ein Sachverhalt zu Grunde,
nach dem den Eltern nach ihrer Einreise in Schweden im Jahr 2002 ein posttraumatisches Belastungssyndrom
diagnostiziert wurde und ein Gutachten dem 14 Jahre alten Sohn und der acht Jahre alten Tochter ein sehr schweres
Traum attestierte. Der EGMR sah in der Abschiebung der Familie unter Verweis auf den o.a. Fall D. v. The United
Kingdom keine Verletzung in Art. 3 EMRK. Auch im Fall Ovdienko (EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04) lag nach der
Entscheidung des EGMR keine Verletzung von Art. 3 EMRK durch die Zurickschiebung einer an einem
posttraumatischen Stresssyndrom und an Depression leidender Person vor. Diese hatte sich seit 2002 in
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psychiatrischer Behandlung befunden und wurde teilweise in einer geschlossenen psychiatrischen Krankenanstalt
behandelt. Der EGMR begriindete seine Entscheidung neuerlich damit, dass der BeschwerdefUhrer nicht an einer
unheilbaren Krankheit im Endstadium leide und verwies auf seine Entscheidung im Fall D. v. The United Kingdom. Auch
im Fall Hukic (EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05) sah der EGMR die Abschiebung einer am Down-Syndrom leidenden
Person nicht als Verletzung von Art. 3 EMRK. Er fuhrte aus, dass es in Bosnien-Herzegowina Behandlungsmaglichkeiten
gebe. Selbst wenn diese nicht den Standard wie in Schweden aufwiesen, nicht so leicht zu erhalten und
kostenintensiver seien, wirde eine Abschiebung nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande zu einer Verletzung
des Art. 3 EMRK fuhren. Im Fall Ayegh (EGMR 07.11.2006, Appl. 4701/05) drohte einem Beschwerdeflhrer, dem in zwei
Gutachten eine schwere Traumatisierung, Depression, Angstzustande und die Gefahr, Selbstmord zu begehen,
attestiert wurden, die Abschiebung in den Iran. Der EGMR begriindetet seine Entscheidung, die Beschwerde fur
unzulassig zu erklaren, damit, dass schlechte Behandlungsmaéglichkeiten im Iran kein Abschiebehindernis seien und
dass auch die Selbstmorddrohung fur den Fall der Ausweisung den Staat nicht daran hindere, die Abschiebung zu
vollziehen, vorausgesetzt, dass konkrete MalRnahmen zur Verhinderung des angedrohten Selbstmordes vom Staat
ergriffen werden. Die Abschiebung der Beschwerdefiihrer nach Russland im Fall Goncharova & Alekseytsev (EGMR
03.05.2007, Appl. 31.246/06) erkannte der EGMR nicht als Verletzung in Art. 3 EMRK, obwohl der
Zweitbeschwerdeflihrer schwer psychisch krank war, bereits zwei Selbstmordversuche hinter sich und gedroht hatte,
sich im Fall der Abschiebung umzubringen. Der EGMR begriindete seine Entscheidung erneut - unter Zitierung der
Entscheidung D. v. United Kingdom - damit, dass nur bei Vorliegen auBergewohnlicher Umstande Art. 3 EMRK verletzt
sein kdnnte. Der Zweitbeschwerdeflhrer sei jedoch nicht in einer geschlossenen Anstalt gewesen und habe auch nicht
standigen Kontakt mit einem Psychiater gehabt. Auch die Drohung im Falle der Abschiebung Selbstmord zu begehen,
hindere den Vertragsstaat nicht daran, die Abschiebung zu veranlassen. Der VfGH fuhrt dazu aus: "

Zusammenfassend ergibt sich aus den erwahnten Entscheidungen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in
einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blo um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann
nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgeféhrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht
gleichwertig, schwer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich
Behandlungsmoglichkeiten im Zielland bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt (vgl. Pkt. 2.3 Fall Ndangoya).
Nur bei Vorliegen aulRergewdhnlicher Umstdande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung in Art. 3 EMRK. Solche
liegen etwas vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wiirde
unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). ..." (VfGH 06.03.2008, Zahl B 2400/07-9).Der
VfGH hat in einer Entscheidung vom 06.03.2008, Zahl B 2400/07-9, die Judikatur des EGMR zur Frage der Vereinbarkeit
der Abschiebung Kranker in einen anderen Staat mit Artikel 3, EMRK zitiert und unter anderem kurz zusammengefasst
ausgefuhrt, dass der EGMR die unmenschliche Behandlung im Fall D. v. The United Kingdom (EGMR 02.05.1997, Appl.
30.240/96, newsletter 1997, 93), es ging um die Abschiebung eines an Aids im Endstadium erkranken
Staatsangehorigen von St. Kitts/Karibik, nicht blof3 in der Krankheit des Beschwerdeflhrers, sondern in den
besonderen Umstanden, mit denen der Beschwerdefuhrer im Fall der Abschiebung konfrontiert ware, namlich im
Risiko eines Todes unter qualvollen Umstanden, sah. Im Fall Bensaid (EGMR 06.02.2001, Appl. 44.599/98, newsletter
2001,96), einer an Schizophrenie erkrankten Person, sah der EGMR in der Abschiebung nach Algerien keine Verletzung
in Artikel 3, EMRK. Er bestatigte zwar die Ernsthaftigkeit des Krankheitszustandes, erklarte jedoch, dass die Moglichkeit
einer Behandlung in Algerien grundsatzlich gegeben sei. Die Tatsache, dass die Umstande der Behandlung in Algerien
weniger glnstig seien, als im Vereinigten Konigreich, sei im Hinblick auf Artikel 3, EMRK nicht entscheidend. Ebenso
wenig erkannte der EGMR im Fall Ndangoya (EGMR 22.06.2004, Appl. 17.868/03) eine Verletzung in Artikel 3, EMRK
durch die Abschiebung einer mit HIV infizierten, noch nicht an Aids erkrankten Person. Der EGMR stellte fest, dass AIDS
ohne Behandlung in etwa ein bis zwei Jahren ausbrechen diirfte, dass aber eine medizinische Behandlung im
Herkunftsstaat (Tanzania) moglich sei. Dem Fall Salkic and others (EGMR 29.06.2004, Appl. 7702/04) lag ein Sachverhalt
zu Grunde, nach dem den Eltern nach ihrer Einreise in Schweden im Jahr 2002 ein posttraumatisches
Belastungssyndrom diagnostiziert wurde und ein Gutachten dem 14 Jahre alten Sohn und der acht Jahre alten Tochter
ein sehr schweres Traum attestierte. Der EGMR sah in der Abschiebung der Familie unter Verweis auf den o.a. Fall D. v.
The United Kingdom keine Verletzung in Artikel 3, EMRK. Auch im Fall Ovdienko (EGMR 31.05.2005, Appl. 1383/04) lag
nach der Entscheidung des EGMR keine Verletzung von Artikel 3, EMRK durch die Zuruckschiebung einer an einem
posttraumatischen Stresssyndrom und an Depression leidender Person vor. Diese hatte sich seit 2002 in
psychiatrischer Behandlung befunden und wurde teilweise in einer geschlossenen psychiatrischen Krankenanstalt
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behandelt. Der EGMR begrindete seine Entscheidung neuerlich damit, dass der Beschwerdefuhrer nicht an einer
unheilbaren Krankheit im Endstadium leide und verwies auf seine Entscheidung im Fall D. v. The United Kingdom. Auch
im Fall Hukic (EGMR 29.09.2005, Appl. 17.416/05) sah der EGMR die Abschiebung einer am Down-Syndrom leidenden
Person nicht als Verletzung von Artikel 3, EMRK. Er fuhrte aus, dass es in Bosnien-Herzegowina
Behandlungsmaglichkeiten gebe. Selbst wenn diese nicht den Standard wie in Schweden aufwiesen, nicht so leicht zu
erhalten und kostenintensiver seien, wirde eine Abschiebung nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstdnde zu
einer Verletzung des Artikel 3, EMRK fuhren. Im Fall Ayegh (EGMR 07.11.2006, Appl. 4701/05) drohte einem
Beschwerdefiihrer, dem in zwei Gutachten eine schwere Traumatisierung, Depression, Angstzustande und die Gefahr,
Selbstmord zu begehen, attestiert wurden, die Abschiebung in den Iran. Der EGMR begrtindetet seine Entscheidung,
die Beschwerde fur unzuldssig zu erkldaren, damit, dass schlechte Behandlungsmoglichkeiten im Iran kein
Abschiebehindernis seien und dass auch die Selbstmorddrohung fiir den Fall der Ausweisung den Staat nicht daran
hindere, die Abschiebung zu vollziehen, vorausgesetzt, dass konkrete Malinahmen zur Verhinderung des angedrohten
Selbstmordes vom Staat ergriffen werden. Die Abschiebung der Beschwerdefiihrer nach Russland im Fall Goncharova
& Alekseytsev (EGMR 03.05.2007, Appl. 31.246/06) erkannte der EGMR nicht als Verletzung in Artikel 3, EMRK, obwohl
der Zweitbeschwerdefiihrer schwer psychisch krank war, bereits zwei Selbstmordversuche hinter sich und gedroht
hatte, sich im Fall der Abschiebung umzubringen. Der EGMR begrindete seine Entscheidung erneut - unter Zitierung
der Entscheidung D. v. United Kingdom - damit, dass nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande Artikel 3, EMRK
verletzt sein kénnte. Der Zweitbeschwerdeflhrer sei jedoch nicht in einer geschlossenen Anstalt gewesen und habe
auch nicht standigen Kontakt mit einem Psychiater gehabt. Auch die Drohung im Falle der Abschiebung Selbstmord zu
begehen, hindere den Vertragsstaat nicht daran, die Abschiebung zu veranlassen. Der VfGH fihrt dazu aus: "
Zusammenfassend ergibt sich aus den erwahnten Entscheidungen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in
einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blo um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann
nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielland nicht
gleichwertig, schwer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich
Behandlungsmoglichkeiten im Zielland bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt vergleiche Pkt. 2.3 Fall
Ndangoya). Nur bei Vorliegen auBergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung in Artikel 3,
EMRK. Solche liegen etwas vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko
ausgesetzt wirde unter qualvollen Umstanden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). ..." (VfGH 06.03.2008, Zahl B
2400/07-9).

Nach den obigen Sachverhaltsfeststellungen ist nicht nur die medizinische Grundversorgung in der Russischen
Foderation und in Tschetschenien flachendeckend gewahrleistet, sondern kénnen auch psychische Erkrankungen in
der Russischen Féderation behandelt werden. Im Ubrigen ist die Beschwerdefiihrerin gesund und benétigt lediglich
weiterhin zahnmedizinische Behandlung in Form einer festsitzenden Kieferorthopadie sowie Sanierung eines
Schmelzdefektgebisses. Ihre Beschwerde erreicht somit nicht jene Schwere, wie sie von der standigen Judikatur des
Europaischen Gerichtshofes flur Menschenrechte zu Art. 3 EMRK festgelegt wurde, damit von einem
Abschiebungshindernis gesprochen werden kdnne.Nach den obigen Sachverhaltsfeststellungen ist nicht nur die
medizinische Grundversorgung in der Russischen Fdderation und in Tschetschenien flachendeckend gewahrleistet,
sondern kénnen auch psychische Erkrankungen in der Russischen Féderation behandelt werden. Im Ubrigen ist die
Beschwerdefiihrerin gesund und bendtigt lediglich weiterhin zahnmedizinische Behandlung in Form einer
festsitzenden Kieferorthopadie sowie Sanierung eines Schmelzdefektgebisses. lhre Beschwerde erreicht somit nicht
jene Schwere, wie sie von der standigen Judikatur des Europaischen Gerichtshofes fiir Menschenrechte zu Artikel 3,
EMRK festgelegt wurde, damit von einem Abschiebungshindernis gesprochen werden kdnne.

Allféllige (finanzielle) Schwierigkeiten bei der Gewahrleistung einer entsprechenden medizinischen Behandlung in der
Russischen Foderation erreichen im vorliegenden Fall (angesichts der Arbeitsfahigkeit der Eltern und der mdglichen
Unterstltzung durch bestehende Hilfsprogramme) die unbestreitbar "hohe Schwelle" des Art. 3 EMRK, wie sie von der
erwahnten Judikatur festgesetzt wird, nicht (vgl. etwa EGMR 2.5.1997, 30.240/96, Fall D. v. Vereinigtes Konigreich, wo
die Abschiebung eines an AIDS im Endstadium erkrankten Staatsangehdrigen von St. Kitts nicht blo3 wegen dessen
Krankheit, sondern aufgrund des Risikos eines Todes unter duf3erst schlimmen Umstanden als Verletzung von Art. 3
EMRK qualifiziert wurde; in anderen Fallen hatte der EGMR keine derart auRergewdhnliche Situation angenommen:
vgl. EGMR 29.6.2004, 7702/04, Fall Salkic ua v. Schweden [psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen];
31.5.2005, 1383/04, Fall Ovdienko v. Finnland [Erkrankung an schwerer Depression mit Suizidgefahr]; 27.9.2005,
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17416/05, Fall Hukic v. Schweden [Erkrankung an Down-Syndrom];Alifallige (finanzielle) Schwierigkeiten bei der
Gewabhrleistung einer entsprechenden medizinischen Behandlung in der Russischen Foderation erreichen im
vorliegenden Fall (angesichts der Arbeitsfahigkeit der Eltern und der mdglichen Unterstitzung durch bestehende
Hilfsprogramme) die unbestreitbar "hohe Schwelle" des Artikel 3, EMRK, wie sie von der erwdhnten Judikatur
festgesetzt wird, nicht vergleiche etwa EGMR 2.5.1997, 30.240/96, Fall D. v. Vereinigtes Konigreich, wo die Abschiebung
eines an AIDS im Endstadium erkrankten Staatsangehdrigen von St. Kitts nicht bloR wegen dessen Krankheit, sondern
aufgrund des Risikos eines Todes unter duBerst schlimmen Umstdnden als Verletzung von Artikel 3, EMRK qualifiziert
wurde; in anderen Fallen hatte der EGMR keine derart auBBergewdhnliche Situation angenommen: vergleiche EGMR
29.6.2004, 7702/04, Fall Salkic ua v. Schweden [psychische Beeintrachtigungen bzw. Erkrankungen]; 31.5.2005, 1383/04,
Fall Ovdienko v. Finnland [Erkrankung an schwerer Depression mit Suizidgefahr]; 27.9.2005, 17416/05, Fall Hukic v.
Schweden [Erkrankung an Down-Syndrom];

22.6.2004, 17.868/03, Fall Ndangoya v. Schweden [HIV-Infektion];

zuletzt auch zurtickhaltend EGMR 27.5.2008, 26.565/05, Fall N. v. Vereinigtes Konigreich [AIDS-Erkrankung]). Daher
steht auch die gesundheitliche Verfassung der Beschwerdefiihrerin ihrer Abschiebung vor dem Hintergrund des Art. 3
EMRK nicht entgegen.zuletzt auch zurlckhaltend EGMR 27.5.2008, 26.565/05, Fall N. v. Vereinigtes Kénigreich [AIDS-
Erkrankung]). Daher steht auch die gesundheitliche Verfassung der Beschwerdeflhrerin ihrer Abschiebung vor dem
Hintergrund des Artikel 3, EMRK nicht entgegen.

Der Unabhéngige Bundesasylsenat hat mehrfach ausgesprochen, dass das Fehlen der Voraussetzungen fir eine
eigenverantwortliche Lebensgestaltung und das Fehlen der Sicherstellung des Uberlebensnotwendigen
Existenzminimums (siehe UBAS vom 15.12.1999, 208.320/0-1X/25/99; UBAS vom 17.07.2000, 212.800/0-VII1/22/99; UBAS
vom 12.06.2002, 216.594/0-VIIl/22/02, UBAS vom 22.10.2004, 227.507/0-VIII/22/02, u.a.) fir ein Refoulementverbot
spricht.

Unter diesem Gesichtspunkt kann auch eine die physische Existenz nur unzureichend sichernde Versorgungssituation
im Zielstaat einer Abschiebung im Einzelfall entgegenstehen (vgl. VwGH 16.07.2003, 2003/01/0059; 09.07.2002,
2001/01/40164; 13.11.2001 2000/01/0453).Unter diesem Gesichtspunkt kann auch eine die physische Existenz nur
unzureichend sichernde Versorgungssituation im Zielstaat einer Abschiebung im Einzelfall entgegenstehen vergleiche
VwWGH 16.07.2003, 2003/01/0059; 09.07.2002, 2001/01/40164; 13.11.2001 2000/01/0453).

Dazu ist festzuhalten, dass es sich bei der Beschwerdefiihrerin um eine junge gesunde 13jahrige handelt, welche schon
bisher von ihren grundsatzlich erwerbsfahigen Eltern versorgt wurde, wobei auch darauf hinzuweisen ist, dass sie
auBerdem Uber ein "verwandtschaftliches Netz" in der Russischen Fdderation verflgt, zumal sowohl die GroReltern,
Onkeln und Tanten als auch weitere Verwandte dort aufhaltig sind.

Es liegen daher keine ausreichenden Anhaltspunkte dafiir vor, dass bei einer Rickkehr in die Russische Foderation zu
erwarten ware, dass die Beschwerdeflhrerin in eine derartig schwerwiegende Notlage geraten wirde, die in den
Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK fallen wirde.

Die Beschwerde zu Spruchteil Il. war daher ebenfalls abzuweisenDie Beschwerde zu Spruchteil romisch zwei. war
daher ebenfalls abzuweisen.

GemalR § 34 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Behdrde Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu
prifen; die Verfahren sind unter einem zu flhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle
Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage wadren als unzulassig zurlckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten
Bescheid.GemaR Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 hat die Behorde Antrdge von Familienangehdrigen eines
Asylwerbers gesondert zu prifen; die Verfahren sind unter einem zu fihren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2
und 3 erhalten alle Familienangehoérigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten
oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht,
es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig zurlckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen
gesonderten Bescheid.

Familienangehoriger gemal3 § 1 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 ist, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder
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zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der
Status des subsidiar Schutzberechtigten oder Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits
im Herkunftsstaat bestanden hat;Familienangehdriger gemaf Paragraph eins, Absatz eins, Ziffer 22, AsylG 2005 ist, wer
Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjdhriges lediges Kind
eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten oder Asylberechtigten
zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat;

Mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, Zlen. D3 414362-1/2010 und D3 414361-1/2010, wurden die
Beschwerden der Eltern der Beschwerdefiihrerin gegen die angefochtenen Entscheidungen des Bundesasylamtes als
unbegrindet abgewiesen.

Es liegt im gegenstandlichen Fall ein Familienverfahren vor, weshalb gemaR8 34 Abs. 4 AsylG 2005 gleichlautende
Entscheidungen zu erlassen sind. Mangels Gewdhrung von Asyl oder subsididrem Schutz an einen anderen
Familienangehdrigen kommt derartiges auch fur die Beschwerdefuhrerin nicht in Betracht.Es liegt im gegenstandlichen
Fall ein Familienverfahren vor, weshalb gemaR Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 gleichlautende Entscheidungen zu
erlassen sind. Mangels Gewahrung von Asyl oder subsididarem Schutz an einen anderen Familienangehérigen kommt
derartiges auch fir die BeschwerdefUhrerin nicht in Betracht.

Gemal § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idF BGBI. 1 38/2011 ist eine Entscheidung nach dem AsylG 2005 mit einer Ausweisung
zu verbinden, wenn der Asylantrag abgewiesen und dem Fremden weder Asyl noch subsididrer Schutz gewahrt
wird.Gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, ist
eine Entscheidung nach dem AsylG 2005 mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Asylantrag abgewiesen und
dem Fremden weder Asyl noch subsidiarer Schutz gewahrt wird.

GemalR § 10 Abs. 2 AsylG 2005, idgF BGBI. | Nr. 38/2011, sind Ausweisungen unzuldssig, wennGemaf3 Paragraph 10,
Absatz 2, AsylG 2005, idgF Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 38 aus 2011,, sind Ausweisungen unzuldssig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestitztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu berlcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu berticksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
b) das tatsachliche Bestehen des Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstolRe gegen die Offentliche Ordnung insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

h) die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren;

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

Wirde ihre Durchfihrung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3
EMRK verletzen, so ist gemaR & 10 Abs. 3 AsylG 2005 gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die
Durchfihrung fur die notwendige Zeit aufzuschieben ist.Wirde ihre Durchfihrung aus Grinden, die in der Person des
Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Artikel 3, EMRK verletzen, so ist gemaR Paragraph 10, Absatz 3, AsylG
2005 gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die Durchfihrung fir die notwendige Zeit aufzuschieben ist.

Gemal § 10 Abs. 5 AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR § 10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ausweisung ist
nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstéanden beruht,
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die ihrem Wesen nach nicht blof3 voribergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung
schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf dsterreichische Staatsbiirger oder Personen, die
Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff
NAG) verfugen, unzulassig ware.Gemald Paragraph 10, Absatz 5, AsylG 2005 ist Uber die Zulassigkeit der Ausweisung
jedenfalls begrindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemal} Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer
unzuldssig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten
drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3
vorlbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und
Familienlebens im Hinblick auf osterreichische Staatsblrger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches
Aufenthaltsrecht oder unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG)

verfligen, unzulassig ware.

Nach Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff in die Ausiibung dieses Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich
vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die
offentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur
Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist.Nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff in die Austbung dieses Rechts nur
statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen
Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die
Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutze der Gesundheit und der
Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat- und Familienlebens iSd Art. 8 EMRK vorliegt, hangt nach der
standigen Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte sowie des Verfassungs- und
Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten Umstanden des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine
Prifung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit des staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwagung der
betroffenen Rechtsguter und offentlichen Interessen. In diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden
durfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des Fremden (und seiner Familie) schwerer wiegen wirden
als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer Erlassung.Ob eine Verletzung des Rechts auf Schutz des Privat-
und Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK vorliegt, hangt nach der standigen Rechtsprechung des Europdischen
Gerichtshofes fir Menschenrechte sowie des Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshofes jeweils von den konkreten
Umstanden des Einzelfalles ab. Die Regelung erfordert eine Prufung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit des
staatlichen Eingriffes; letztere verlangt eine Abwdgung der betroffenen Rechtsglter und 6ffentlichen Interessen. In
diesem Sinn wird eine Ausweisung nicht erlassen werden durfen, wenn ihre Auswirkungen auf die Lebenssituation des
Fremden (und seiner Familie) schwerer wiegen wirden als die nachteiligen Folgen der Abstandnahme von ihrer

Erlassung.

Bei dieser Interessenabwagung sind - wie in8 10 Abs. 2 Z 2 AsylG 2005 idF BGBI. | 38/2011 unter BerUcksichtigung der
Judikatur der Gerichtshofe offentlichen Rechts ausdricklich normiert wird - insbesondere die Art und Dauer des
bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche
Bestehen eines Familienlebens, die Schutzwurdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, die
Bindungen zum Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, Verstolle gegen die o6ffentliche Ordnung,
insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts sowie die Frage zu berucksichtigen, ob
das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren (vgl. VfGH 29.9.2007,B 1150/07; 12.6.2007,B 2126/06; VwGH 26.6.2007,
2007/01/0479; 26.1.2006,2002/20/0423).Bei dieser Interessenabwagung sind - wie in Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2,
AsylG 2005 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, unter Berucksichtigung der Judikatur der
Gerichtshoéfe offentlichen Rechts ausdricklich normiert wird - insbesondere die Art und Dauer des bisherigen
Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war, das tatsachliche Bestehen eines
Familienlebens, die Schutzwiirdigkeit des Privatlebens, der Grad der Integration des Fremden, die Bindungen zum
Heimatstaat, die strafgerichtliche Unbescholtenheit, VerstoRRe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich
des Asyl-, Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts sowie die Frage zu berUcksichtigen, ob das Privat- und
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Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst
waren vergleiche VfGH 29.9.2007, B 1150/07; 12.6.2007,B 2126/06; VwGH 26.6.2007,2007/01/0479; 26.1.2006,
2002/20/0423).

Die Beschwerdefiihrerin lebt in Osterreich mit ihren Eltern und ihren minderjéhrigen Geschwistern zusammen und
liegt diesbezlglich ohne Zweifel ein Familienleben vor, das Asylverfahren der Eltern wurde jedoch mit Erkenntnissen
vom gleichen Tag in gleicher Weise wie jenes der Beschwerdefihrerin entschieden und kann bei einer gemeinsamen
Ausreiseverpflichtung nicht von einem Eingriff in das Familienleben gesprochen werden.

Die Beschwerdefiihrerin ist nach illegaler Einreise seit etwas mehr als drei Jahren in Osterreich aufhiltig und hat ihren
Aufenthalt auf einen letztlich unbegriindet gebliebenen Asylantrag gestitzt und wird dem Faktum der illegalen
Einreise, sowohl von der Rechtssprechung des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte, als auch dem
Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof ein hohes Gewicht beigemessen (z.B. VWGH v. 26.06.2007, 2007/01/0479

u.v.a.m.).

Der erkennende Senat Ubersieht nicht die Bemiihungen der Beschwerdefiihrerin zur Integration in Osterreich
(Schulbesuch, Deutschkenntnisse und Unterstitzungsschreiben), insbesondere in Relation zu ihrem Aufenthalt. Die
Anwesenheitsdauer in Osterreich ist jedoch unter Berlicksichtigung der konkreten Umstande zu kurz, um eine
Ausweisung auf Dauer fUr unzuldssig zu erklaren (vgl. VWGH 26.06.2007, 2007/01/0479, "...der Aufenthalt im
Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren [bis zur Erlassung des angefochtenen Bescheides] jedenfalls nicht so lange
ist, dass daraus eine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat abgeleitet werden kdnnte..." und zu diesem
Erkenntnis: Gruber, "Bleiberecht" und Art. 8 EMRK, in Festgabe zum 80. Geburtstag von Rudolf Machacek und Franz
Matscher (2008) 166, "..Es wird im Ergebnis bei einer solchen (zu kurzen) Aufenthaltsdauer eine
VerhéltnismaRigkeitsprifung zur Bindung zum Aufenthaltsstaat' als nicht erforderlich gesehen...".). Die
Beschwerdefiihrerin verfligt nach wie vor Gber zahlreiche Verwandte im Herkunftsstaat, spricht die russische Sprache
und besucht am Wochenende Uberdies den Kurs "Russisch fur Kinder".Der erkennende Senat Ubersieht nicht die
Bemiihungen der Beschwerdefiihrerin zur Integration in Osterreich (Schulbesuch, Deutschkenntnisse und
Unterstiitzungsschreiben), insbesondere in Relation zu ihrem Aufenthalt. Die Anwesenheitsdauer in Osterreich ist
jedoch unter Berucksichtigung der konkreten Umstdnde zu kurz, um eine Ausweisung auf Dauer flr unzuldssig zu
erklaren vergleiche VwWGH 26.06.2007, 2007/01/0479, "...der Aufenthalt im Bundesgebiet in der Dauer von drei Jahren
[bis zur Erlassung des angefochtenen Bescheides] jedenfalls nicht so lange ist, dass daraus eine rechtlich relevante
Bindung zum Aufenthaltsstaat abgeleitet werden koénnte..." und zu diesem Erkenntnis: Gruber, "Bleiberecht" und
Artikel 8, EMRK, in Festgabe zum 80. Geburtstag von Rudolf Machacek und Franz Matscher (2008) 166, "...Es wird im
Ergebnis bei einer solchen (zu kurzen) Aufenthaltsdauer eine VerhaltnismaRigkeitsprifung zur Bindung zum
Aufenthaltsstaat' als nicht erforderlich gesehen...".). Die Beschwerdefihrerin verfiigt nach wie vor Uber zahlreiche
Verwandte im Herkunftsstaat, spricht die russische Sprache und besucht am Wochenende Uberdies den Kurs
"Russisch fir Kinder".

Im vorliegenden Fall kann auch nicht von einer besonders langen Verfahrensdauer, aus welchem Grund auch immer,
gesprochen werden.

Nach Ansicht des Asylgerichtshofes Uberwiegen bei einer Interessensabwagung die offentlichen Interessen an der
Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse an der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit
die privaten Interessen der Beschwerdefuihrerin am Verbleib im Bundesgebiet (vgl. dazu VfSlg. 17.516/2005 sowie
ferner VWGH 26.6.2007, 2007/01/0479).Nach Ansicht des Asylgerichtshofes Uberwiegen bei einer Interessensabwagung
die offentlichen Interessen an der Aufenthaltsbeendigung, insbesondere das Interesse an der Aufrechterhaltung der
offentlichen Ordnung und Sicherheit die privaten Interessen der Beschwerdeflhrerin am Verbleib im Bundesgebiet
vergleiche dazu VfSlg. 17.516 aus 2005, sowie ferner VwWGH 26.6.2007, 2007/01/0479).

Der Beschwerdefuihrerin kommt auch kein - auf eine andere Rechtsgrundlage als das AsylG 2005 gestlitztes -
Aufenthaltsrecht zu; es gibt weiters keine Hinweise darauf, dass die Durchfihrung der Ausweisung aus Grunden, die in
ihrer Person liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3 EMRK verletzen kdnnte.Der Beschwerdefiihrerin kommt auch
kein - auf eine andere Rechtsgrundlage als das AsylG 2005 gestutztes - Aufenthaltsrecht zu; es gibt weiters keine
Hinweise darauf, dass die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in ihrer Person liegen und die nicht von
Dauer sind, Artikel 3, EMRK verletzen konnte.
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Es war daher spruchgemal zu entscheiden.
Schlagworte

Ausreiseverpflichtung, Ausweisung, Behandlungsmoglichkeiten, Familienverfahren, gesundheitliche Beeintrachtigung,
Interessensabwagung, non refoulement, soziale Verhaltnisse
Zuletzt aktualisiert am

27.08.2012

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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